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Antragstool SPDMünchen
Leitantrag

Leitantrag

1/II/2022

Beschluss
angenommen

Das bessere Bayern. Forderungen der Münchner SPD zur Landtagswahl 2023

Der Freistaat Bayern hat mit seiner sozialdemokratisch geprägten Verfassung, seinen vielen gut ausge-

bildeten Arbeitnehmer*innen, seiner lebenswerten Landschaft und Umwelt und seiner wirtschaftlichen

Stärke beste Voraussetzungen, um allen Menschen in Bayern ein gutes Leben zu bieten. Als SPD haben wir

den Anspruch, diese Voraussetzungen ab 2023 auch in Regierungsverantwortung auf Landesebene in gute

Gesetze für die Menschen umzusetzen.

Als Münchner SPD legen wir mit diesenMünchner Forderungen zur Landtagswahl 2023 aus unserer Sicht dar,

wo und wie sozialdemokratische Politik für ein besseres Bayern sorgen wird. Wir wollen für Bayern bezahlba-

renWohnraum für alle und einemoderne und zeitgemäße Bildungspolitik, die Bildung unabhängig vomGeld-

beutel der Eltern für alle ermöglicht. Wir stehen für eine Verkehrs- und Infrastrukturpolitik, die den ÖPNV in

ganz Bayern zumRückgrat der Fortbewegungmacht - leistungsstark, effizient, klimaschützend und bezahlbar.

In unserem Bayern sollen alle Menschen unabhängig ihrer Herkunft, ihres Aussehens, ihrer Weltanschauung

oder Religion, ihres Geschlechts und ihrer sexuellen Orientierung gleichberechtigt und frei an allen Bereichen

derGesellschaft teilhabendürfen. Eine SPDgeführte Staatsregierungwird BayernsWirtschaft stärkermachen,

Respekt vor der Arbeit stärken und unseren Freistaat insgesamt solidarischer machen. Wir werden die Ener-

giewende nicht wie die bisherige Staatsregierung liegen lassen, sondern kraftvoll und mutig vorangehen um

die Pariser Klimaschutzziele zu erreichen und Verantwortung für Bayerns Zukunft zu übernehmen.

Wir sehen das Agieren der bayerischen Staatsregierung jedoch auch besonders gegenüber dem Bund und

der eigenen Kommunen sehr kritisch. Bayern steht mit seinen von der CSU mit viel Gepolter durchgesetzten

zahllosen Sonderwegen nicht besser da oder hat mehr für die Menschen im Freistaat herausgeholt - sondern

oftmals sinnbefreite Klientelpolitik betrieben. Wir sind für eine Stärkung kommunaler Handlungsspielräume

undder sozialenDaseinsvorsorge. Eine enge Zusammenarbeitmit dembayerischen Landkreistag, demBayeri-

schen Städtetag und demBayerischenGemeindetag und der gesamten Kommunalpolitik ist uns dabei beson-

ders wichtig. Finanziell werden wir die Kommunen nach der harten Zeit der Pandemie und den zusätzlichen

Herausforderungen durch den Krieg in der Ukraine stärken.

Eine gerechte und solidarische Gesellschaft für alle Menschen ist unser erklärtes Ziel. In München konnte die

Sozialdemokratie die kommunale Politik sehr lange erfolgreich prägen. Oftmals sind wir an den Rahmenbe-

dingungen und Zuständigkeiten des Freistaats gescheitert. Die Landtagswahl ist die politische Möglichkeit

Bayern besser zu machen. Wir wollen, dass alle Menschen in Bayern immer genau die Unterstützung erhal-

ten, die sie benötigen. Obmit Dirndl oder Hijab, ob alt oder jung, ob Großfamilie oder Single, ob in Stadt oder

Land: Unser Bayern ist für alle da. Wir stehen für ein besseres Bayern.
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Bezahlbares Wohnen - bessere Wohnungspolitik für Bayern Die Frage nach bezahlbaremWohnraum ist eine

zentrale soziale Frage unserer Zeit. Was nützen eine hohe Beschäftigungsrate und höhere Löhne, wenn sie

durch die Miete wieder aufgebraucht und Haushalte in Armut gedrängt werden?

Die SPD steht an der Seite der Mieter*innen und genossenschaftlichenWohnmodellen, daher

• erhalten und bauen wir bezahlbaren Wohnraum, stärken die Rechte der Kommunen und beenden Zweck-

entfremdung, • beendenwir Bodenspekulation und nutzen staatliche Flächen besser • belohnenwir Nachhal-

tigkeit bei Bau und Bewirtschaftung vonWohnbauten

und halten Mehrkosten von den Mieter*innen fern

• und bevorzugen genossenschaftlicheWohnmodelle steuerlich und unterstützenGemeinwohl orientier-

teWohnraum-Initiativen

BezahlbarenWohnraum erhalten und bauen.

Nach der Bayerischen Verfassung hat jede*r Bewohner*in Bayerns Anspruch auf eine angemesseneWohnung.

Die Förderung des Baues bezahlbarerWohnungen ist Aufgabe des Staates und der Kommunen.

Der Verkauf der 33 000 GBW-Wohnungen, davon circa 10 000 in München, ist ein wohnungspolitischer Skan-

dal. Die Versprechungen vonMinisterpräsident Söder zumNeubau von 10.000Wohnungen durch die Bayern-

Heim sind nicht eingelöst worden. Die BayernHeim hat bisher keine einzige Wohnung neu gebaut! Deshalb

stellen wir die staatlicheWohnbaugesellschaft BayernHeimmit einer klaren Zielvorgabe auf: Sie wird neben

den vor Ort in erster Linie tätigen kommunalenWohnbaugesellschaften sowie eigenenWohnbaugesellschaf-

ten der Landkreise tätigwerden, so dass ihr Ziel der 10.000 bezahlbarenWohnungen bis 2028 auch tatsächlich

erreicht wird. Nach dem Vorbild des Münchner Azubiwerks sollen bezahlbareWohnungen für Auszubildende

auch außerhalb der Ballungszentren und ergänzend zu kommunalen Angeboten gesichert werden.

Wir werden Genehmigungsverfahren bezahlbarerWohnungen beschleunigen.

Gerade imurbanen Raummöchtenwir Abstandsflächen vereinheitlichen und reduzieren, umeine vertretbare

Nachverdichtung auch zu ermöglichen. Den Bauaufsichtsbehörden gebenwir im Einvernehmenmit den kom-

munalen Behörden die Freiheit, von einzelnen Bauvorschriften abzuweichen, solangemindestens 80% der zu

errichtendenWohneinheiten langfristig für sozialen Wohnungsbau bereitgestellt werden und die Sicherheit

und gesundesWohnen für die Bewohner*innen gewährleistet ist. BarrierefreiesWohnen ist generell sicherzu-

stellen.Wir fördern dauerhafteNutzung von großenWohnungen durchflexible Grundrisslösungen, z. B. durch

die Teilung vonWohnungen, und unterstützen denWohnungstausch, damitWohnraumoptimal genutzt wird

Das Baulandmobilisierungsgesetz des Bundes war ein erster Aufschlag zu einer gerechterenWohnpolitik.Wir

setzen die zu seiner Umsetzung notwendigen Verordnungen imGegensatz zur CSUmit dem Ziel bezahlbaren

Wohnens um:Mehr Bestandswohnungenwerden dann zu bezahlbarenWohnungenundUmwandlungen von

Miet- in Eigentumswohnungenwerden endlich verhindert. Unser Ziel ist die flächendeckendeAusweitung der

Erhaltungssatzungsgebiete auf ganz München und darüber hinaus.

Wir weiten die Förderbindung von Sozialwohnungen bei allen Modellen übergreifend auf die maximal mög-

liche Länge aus. Zudem fördern wir einen Ankauf insbesondere von in absehbarer Zeit aus der Bindung fal-

lenden Sozialwohnungen durch staatliche und kommunale Wohnbaugesellschaften. Ebenso fördern wir die

Schaffung oder Verlängerung von Belegungsrechten. Der Freistaat Bayern wird die Kommunen bei der Unter-

bringung von Menschen ohne Bleibe künftig finanziell und strukturell besser unterstützen.
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Wir erkennen an, dass dort, wo Wohnraum in öffentlicher Hand ist, Mietpreise deutlich geringer sind. Wir

wollen verhindern, dass einigewenigemit hohenMieten ihreprivatenRenditen indieHöhe treiben.Wir setzen

uns dafür ein, dass die Vergesellschaftung großer Immobilienkonzerne wo immer sinnvoll und möglich zur

Anwendung kommt.

Wir führen wieder einWohnungsaufsichtsgesetz ein und geben den Kommunen so die Befugnis zurück, die

Behebung vonMängeln anzuordnen. ImGesetz sollen zugunsten derMieter*innen insbesondere dieMindest-

größe derWohnung, Anforderungen an die Ausstattung wie Belichtung, Belüftung, Energieversorgung, sani-

täre Einrichtungen,Heizung sowie andie Instandhaltungauf Kostenunddurchdie Eigentümer*innengeregelt

werden.Wir setzen uns weiter für einen bundesweiten Mietenstopp ein.

Wir verbessern die Wohnraumgesetze auf Landesebene. Ähnlich dem Vorbild des BerlinerWohnraumversor-

gungsgesetzes schaffen wir Rechtsgrundlagen zur Stärkung der Interessenvertretung und Schutz der Mie-

ter*innen bei Neubau-, Modernisierungs- und Instandsetzung, bei der Quartiersentwicklung sowie bei Ge-

meinschaftseinrichtungen.

Wir fördern die Einrichtung von Anlaufstelle für jedes Quartier, nicht nur in der Stadt, sondern auch auf dem

Land. Sie sollen die Wohnsituation und -qualität in den Quartieren verbessern. Das gelingt dadurch, dass die

Quartiersrät*innen öffentliche Beratungen durchführen, um die Belange der Nachbarschaft zu erfahren.

Die Stadt München geht bereits erfolgreich gegen Zweckentfremdung von Wohnraum vor. Jedoch fehlt

teilweise die rechtliche Handhabe, hier braucht es eine Beweislastumkehr zugunsten der Kommunen so-

wie eine Auskunftspflicht. Zur Erleichterung der Nachverfolgung von Zweckentfremdung führen wir eine

Registrierungs- und Genehmigungspflicht für Ferienwohnungen ein. Behörden müssen die Räumung und

Neuvermietung von betroffenenWohnungen direkt bewirken können.

Wir führen eine Ebene verbindlicher Regionalplanung ein, die auf Grundlage der Mehrheitsbeschlüsse der

Kommunen gemeinsam verbindliche Entwicklungsziele für die jeweilige Planungsregion festschreibt. Es

braucht eine gute Landesplanung: Mehr öffentliche Daseinsvorsorge und die Schaffung gleichwertiger Le-

bensverhältnisse in Stadt und Land können den Zuzugsdruck in die Städte reduzieren.Wir schaffen im Bayeri-

schen Staatsministerium fürWohneneine Leitstelle BezahlbaresWohnen, die die Kompetenzen zur Schaffung

und Erhaltung von bezahlbaremWohnraum (Planung, Förderung, Umsetzung, Vernetzung) bündelt und ein

Konzept erarbeitet, wie ein regionsübergreifende Zusammenarbeit für die Schaffung und Erhaltung von be-

zahlbarenWohnraum schnellstmöglich gelingt.

Bodenspekulation beenden, staatliche Flächen nutzen.

Denn die Gewinne einzelner aus Kapitalanlagen dürfen nicht zulasten der Allgemeinheit gehen. Die Bayeri-

sche Verfassung setzt der Bodenspekulation klare Grenzen. Wir schaffen eine Rechtsgrundlage zur Anwen-

dung von Artikel 161 Abs. 2, wonach Steigerungen des Bodenwertes, die ohne besonderen Kapitalaufwand

der*des Eigentümer*in entstehen, für die Allgemeinheit nutzbar gemacht werden. Ein Bestandteil wird eine

landesweit einheitliche Regelung entsprechend der erfolgreichen Münchner Sozialgerechten Bodennutzung

(SoBoN) sein.

Künftig gilt auch in Bayern das von der SPD erarbeitete bundesweite Grundsteuermodell, das höhere Mieten

höher besteuert und insbesondere auch dieGrundsteuer C gegen Spekulationmit unbebauten Grundstücken

ermöglicht. Dies gelingt, indem wir die Öffnungsklausel der CSU und damit das bloße Flächenmodell nicht

weiter anwenden. Die Grundsteuer wird als Eigentumssteuer künftig nicht mehr auf Mieter*innen umgelegt.
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DesWeiteren prüfen wir die Einführung einer landesweitenMietensteuer in Form einer Abgabe auch in Bay-

ern. Je höher die Miete, desto höher die Steuer.

Der Freistaat Bayern hat inMünchen viele Grundstücke. Leider stehen diemeisten davon leer oder sollen sogar

verkauft werden. Wir verbessern das staatliche Liegenschaftsmanagement umgehend. Staatliche Grundstü-

cke stehen der Gesellschaft zur Verfügung und werden deswegen künftig nicht mehr verkauft. Die Vergabe

von Erbbaurechten bleibt möglich. Grundstücke des Freistaats können vergünstigt an Kommunen weiterge-

geben werden, wenn sichergestellt ist, dass diese die Immobilie nicht verkaufen und die geplante Nutzung

demAllgemeinwohl dient. Grundstückewerden vergünstigt auch anWohnungsbaugenossenschaften als pri-

vate Akteurinnen, die keinerWohnungsbindung unterliegen, vergeben - aber nur im Erbbaurecht.

Umfassender Leerstand in München bei staatlichen Immobilien ist nicht länger hinzunehmen. Immobilien

im Eingriffsbereich des Freistaats Bayern dürfen nicht länger als 6 Monate leer stehen. Für alle Immobilien,

die voraussichtlich länger als 3 Monate leer stehen, soll eine Zwischennutzung insbesondere für soziale oder

kulturelle Nutzungen geprüft werden. Bei Objekten mit Mängeln soll der für eine weitere Nutzung erforder-

liche bauliche Zustand schnellstmöglich hergestellt werden. Die Leerstandsquote soll nach dem Vorbild der

Landeshauptstadt München erfasst und jährlich in einem Leerstandsbericht veröffentlicht werden. Alle Flä-

chen des Freistaats werden systematisch in einem Flächenkataster erfasst, einschließlich der Immobilien von

Beteiligungs- undTochterunternehmendes Freistaats Bayernwieder IMBY, BayernHeim, StadiBau, Studenten-

werk etc. Dabeiwerden insbesondere Lage, Fläche, aktuelle Nutzung und Eignung für eine sozialeWohnraum-

versorgung angegeben. AuchWohnungsbau auf schwierigen Grundstückenwie Parkplätzen oderMöglichkei-

ten einer gemischten Nutzung vonWohnen und Gewerbe werden dabei geprüft. Wir schaffen ein vernünfti-

ges Konzept für die Studentenstadt Freimann und dafür, wie es mit den sanierungsbedürftigenWohnheimen

weitergehen soll. Hier darf es keinen Leerstand geben, sondern esmuss sichergestellt werden, dass dieWohn-

heimplätze künftig gepflegt, zeitgemäß saniert und bewohnt sind. Der Freistaatmuss das Studentenwerkmit

den dafür benötigten Finanzmitteln ausstatten.

Bezahlbarkeit und Klimaschutz beimWohnen

Da der Gebäudebestand viele Rohstoffe langfristig verbraucht sind Umweltaspekte gerade beimWohnungs-

bau wichtig. Unser Ziel ist, klimafreundliches Wohnen und bezahlbares Wohnen miteinander in Einklang zu

bringen. Dies erreichen wir in erster Linie durch eine klimafreundliche Energieversorgung, die durch energie-

effiziente Gebäudedämmung ergänzt wird. Wir lassen nicht zu, dass ökologische und soziale Aspekte gegen-

einander ausgespielt werden. Die Kosten für Klimaschutzmaßnahmen dürfen bei Mietwohnungen nicht auf

Mieter*innen umgelegt werden. Wir fordern, einen Artikel in die Bayerische Bauordnung aufzunehmen, der

die Genehmigung von Neubauten davon abhängig macht, dass die Dachfläche entweder begrünt oder mit

einer Solaranlage ausgestattet wird. Dabei hat die Baubehörde ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Dach-

flächen mit Begrünung und mit Photovoltaikanlagen zu berücksichtigen. Gute Bildung und Kultur für alle –

bessere Bildungs- und Kulturpolitik für Bayern Das Elternhaus hat in Bayern einen erheblichen Einfluss auf

den Bildungserfolg von Kindern und Jugendlichen. Die gesellschaftlichen Herausforderungen der Zukunft er-

fordern die beste Bildung für alle Kinder und Jugendlichen. Gleiche Chancen müssen bereits in der frühkind-

lichen und vorschulischen Bildung beginnen, weswegen wir uns für qualitativ hochwertige, flächendeckende

und kostenfreie Kitas für alle starkmachen. Hierzu gehört auch, den Erzieher*innenberuf immer attraktiver zu

gestalten und auch die Ausbildung über Modelle wie Optiprax für Menschen jeder Herkunft und jeden Alters

interessant zumachen.Wir setzen uns dafür ein, dass jedes Kindmindestens ein Kindergartenjahr absolviert.
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Das gegliederte Schulsystem und die frühe Selektion von Schüler*innen in Bayern tragen dazu bei, dass Bil-

dungserfolg und damit Lebenschancen früh vorgezeichnet sind. Die Durchlässigkeit zwischen den Schularten

wirkt dem nur im geringen Maß entgegen. Ein erster und wirksamer Schritt für mehr Chancengerechtigkeit

ist eine Verlängerung des gemeinsamen Lernens bis zur 6. Klasse. Zunehmender Leistungsdruck führt bereits

bei Grundschulkindern verstärkt zu psychosozialen Belastungen. Deswegen wird im Zusammenhang mit ei-

ner verlängerten Grundschulzeit die Benotung erst ab der 4. Klasse eingeführt, um mehr echte Lernzeit zu

schaffen. Das “Grundschulabitur” ersetzen wir durch individuellere Bewertungen.

Danebenwollenwir Konzepte vonGemeinschaftsschulemit Hilfe vonModellschulen in verschiedenen Regio-

nen umsetzen. Eine umfangreiche Evaluierung der Praxis soll die Chancen und Möglichkeiten von Gemein-

schaftsschulen herausstellen. Perspektivisch ist das gemeinsame Lernen über die gesamte Schulzeit hinweg

das erklärte sozialdemokratische Ziel.

Wichtig ist uns beim gemeinsamen Lernen die individuelle Förderung der Talente undMöglichkeiten aller Kin-

der und Jugendlichen. Dafür ist es notwendig die Klassengröße auf 25 Schüler*innen zu begrenzen und die

Anzahl der Teamteachingstunden zu erhöhen.

Über den bundesweiten Rechtsanspruch auf einen Ganztagsschulplatz an Grundschulen ab 2026/2027, sor-

gen wir für einen schnellen und flächendeckende Ausbau von Ganztagsangeboten in allen Schularten. Die

Bedarfe der Kommunen als Sachaufwandsträgerinnenwerden hierbei in größeremMaße als bisher beachtet.

Sie bekommen Gestaltungsspielraum bei der Umsetzung, werden aber durch einheitliche Grundregelungen

unterstützt. Die Finanzausgleichsgesetzgebung passen wir den realen Bedarfen an. Der kooperative Ganztag

steht für uns im Fokus.

Wir wollen eine bessere Gesundheitsförderung in der Schule. Hierzu fordern wir mehr Sportunterricht und

mehr freie Sportzeiten, Gesundheitsfürsorge als Schulfach und die Etablierung von Schul-Pflegefachkräfte.

Um regionale und sozioökonomische Benachteiligungen von Schüler*innen auszugleichen, führenwir die be-

darfsorientierte Budgetierung nach Münchner Vorbild von Schulen landesweit ein. Finanzielle Mittel sollen

gezielt an Schulenmit einem erhöhten Anteil sozial benachteiligter Schüler*innen und an Schulen in struktur-

schwachen Regionen gehen. Für die Herausforderungen der Zukunft brauchen wir ein Lernen für die Zukunft.

Dafür müssen Lehrpläne in allen Schulformen und allen Fächern überarbeitet werden. In den Lehrplänen soll

sich besonders eine Bildung für nachhaltige Entwicklungwiderspiegeln. Zudem sollen Unterrichtsinhalte an

der Lebenswelt unterschiedlicher sozialer Milieus anknüpfen und verschiedene Lebensrealität von Kindern

und Jugendlichen gleichermaßen wertschätzen.

Im Sinne einer demokratischen Schulfamilie stärkenwir die Schüler*innenmitverantwortung auf allen Ebenen

der Entscheidungsprozesse.

Bayernmuss die UN-Behindertenkonvention ernst nehmen und Inklusion an allen Schulartenweiter ausbau-

en. Echte Inklusion gelingt nur dann, wenn die Bedürfnisse von Lehrkräften und Schüler*innen gleichermaßen

berücksichtigt werden. Barrierefreie Gebäude sind für uns selbstverständlich. Darüber hinaus müssen auch

barrierefreie Lehr- und Lernmittel undmultiprofessionelle Teams zur Unterstützung an allen Schulen zur Ver-

fügung stehen. Bei der Umsetzung desGanztags legenwir einen besonderen Fokus auf die Bedarfe derjenigen

Schüler*innen, die zusätzliche Förderung benötigen.

Einen besonderen Fokus setzen wir auf die zukünftige Ausbildung und Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte.

Der hohe Lehrkräftemangel an allen Schularten erfordert eine dringende Reform der Lehrer*innenbildung an

denUniversitäten.Wirwollen junge,motivierteMenschen durch attraktive Studien- undArbeitsbedingungen
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als Lehrkräfte gewinnen. Dafür werden wir ein Modell der flexiblen Lehrer*innenbildung umsetzen. Dabei

müssen sich Studierende erst im Laufe des Studiums für eine Schulart entscheiden. Theorie und Praxis sollen

bereitswährenddes Studiumsengverknüpft seinundalle Lehrämter schließendas Studiummit einemMaster

ab, wobei für alle Lehrämter zukünftig A13 als Einstiegsstufe gesetzt wird.

Die Bildung im Bereich der allgemeinbildenden Schulen ist der Beruflichen Bildung gleichzustellen. Das beruf-

liche Schulwesenbedarf der staatlichen FörderungundAnerkennung, weil ein großerAnteil jungenMenschen

diesenBildungssektor durchläuft unddessenAbsolvent*inneneinwichtigerGrundpfeiler unsererGesellschaft

sind.Wir wollen frühe Brüche in der Bildungsgeschichte verhindern und setzen auf Eingangs- und Vorklassen-

modelle für die Fach- und Berufsoberschulen. Wir stärken die berufliche Bildung und zeigen bereits in der

GrundschuleWege zu einer erfolgreichen Bildungsbiografie ohne Studium auf.

Wir setzen die Integration neu zugewanderter junger Menschen in allen Bildungseinrichtungen erfolgreich

um. Dazu ändern wir grundlegend die Bedingungen für diese Kinder und Jugendlichen. Die bisherige Praxis

der automatischen Zuordnung zu den Deutschklassen der Mittelschulen ist institutionelle Diskriminierung.

Die bisherige Schulerfahrung muss auch bei Geflüchteten bei der Entscheidung über die weitere Schullauf-

bahn berücksichtigt werden. Die Integration in das bayerische Bildungssystem fördern wir zum Beispiel über

den Ausbau von internationalen Klassen. Das über zehn Jahre sehr erfolgreiche, vom Bund nun nicht wei-

tergeführte, Programm der Sprach-Kitas werden wir auf Bayern angepasst hier einführen. Unser Leitsatz ist

es, jedes Kind nach seinen Begabungen und Interessen zu fördern und individuelle Bildungswege auch für

Geflüchtete zu ermöglichen sowie unseren jungen Menschen in Bayern passgenaue Bildungswege zu eröff-

nen.Mit Einrichtung des zentralen und systematischen Bildungsclearings soll gewährleistet werden, dass im

Übergang keine herkunftsbedingten Unterschiede entstehen und sich in der Folge verfestigen. Den konfes-

sionsgebundenen Religionsunterricht ersetzen wir durch gemeinsame Religionskunde, Ethik und Philosophie

für alle. Konfessionelle Stunden können alsWahlfächer angeboten werden.

Digitalisierung betrifft alle Bereiche des Bildungswesens. Die Coronapandemie hat die Schwächen der bayeri-

schen Schulpolitik offenbart. Wir unterstützen Lehrkräfte beim Erwerb digitaler Kompetenzen und garantie-

ren eine hohe Verfügbarkeit, Stabilität und Sicherheit der staatlichen Plattformen. Der Abruf durch die Schü-

ler*innenmuss unabhängig vom ökonomischen Statusmöglich sein.Digitale Lehrmittelfreiheit schließt auch

entsprechende Endgeräte mit ein.Wir sorgen für eine passgenaue digitale Infrastruktur in allen öffentlichen

Bildungseinrichtungen. Wir bilden Menschen für eine Zukunft aus, in der Digitalisierung, Automatisierung,

Algorithmen und maschinelles Lernen eine große Rolle spielen werden. Dazu gehören Grundkenntnisse der

Programmiersprachen und Funktionsweise von Algorithmen sowie die Fähigkeit zur kritischen Reflexion des

eigenen Umgangs mit digitalen Endgeräten und Anwendungen, sowie eine Sensibilisierung für Privatsphäre

und Datenschutz sowie ein hohes Maß anMedienkompetenz.

Das duale Ausbildungssystem ist international ohne Beispiel. Menschen in praktischen Berufen ermöglichen

die Transformation der Gesellschaft und sichern unseren Wohlstand. Wir wollen den Zugang zur Ausbildung

attraktiver gestalten und Hürden senken. Die Berufliche Bildung ist der Bildung im Bereich der allgemein-

bildenden Schulen gleichzustellen. Das berufliche Schulwesen bedarf einer viel stärkeren staatlichen Förde-

rung und Anerkennung, weil ein großer Anteil der jungen Menschen diesen Bildungssektor durchläuft und

dessen Absolvent*innen wichtige Grundpfeiler unserer Gesellschaft sind. Wir wollen deshalb bereits in der

Grundschule Wege zu einer erfolgreichen Bildungsbiografie ohne Studium aufzeigen, um die Gleichwertig-

keit der beruflichen Bildung zu unterstreichen. Auch im Unterricht der Sekundarstufe soll in allen Schularten

praktisches Arbeiten vermittelt werden. Dies soll eine Karriere in Handwerk, Facharbeit oder anderen Ausbil-

dungsberufen erfahrbar machen. Dadurch wird außerdem der gesellschaftliche Respekt vor diesen Berufen
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ausgedrückt. Gerade Schüler*innen im Gymnasium lernen so auch die Arbeits- und Lebenswelt jenseits eines

Hochschulstudiums kennen.

Das Angebot der Berufsschulenmuss zeitgemäß und exzellent sein. An Berufsschulen sollenmehr Kurse zum

Erwerb der jeweiligen Fachsprache angeboten werden. Dies ermöglicht den Berufsschüler*innenmit Deutsch

als Zweit- oder Fremdsprache eine faire Chance, die Fachbegriffe korrekt einzusetzen. Die Bayerncloud und Vi-

saVID sindnach der aktuellenHome-Schooling-Erprobungnicht geeignet, die erforderliche Funktionalität und

Stabilität bereitzustellen. Der Freistaat soll den Berufsschulen daher eine geeignete Software zur Verfügung

stellen und gemäß seinemAuftrag die entstehenden Kosten tragen. In den bayerischen Berufsschulen der Zu-

kunft kommt der Schulsozialarbeit eine unterstützende und fördernde Rolle zu. Sie muss wegen ihrer hohen

Bedeutung undWirksamkeit ein fester Bestandteil der Schulfamilie sein, umChancengerechtigkeit durch um-

fassende Begleitung zu sichern. Die hohen pädagogischen und fachlichen Anforderungen an Berufsschulleh-

rer*innenmüssenangemessenbezahltwerden.Umweiterhinattraktiv fürQuereinsteiger*innenzu sein,muss

deren einschlägige Berufs- und Ausbildungserfahrung voll in der tariflichen Einstufung angerechnet werden.

Ziel muss es sein, die Gleichwertigkeit der Schulzweige durch dieselbe Einwertung und Bezahlung der Lehr-

kräfte sicherzustellen. Das Unwesen der Zeitverträge mit der Pflicht, sich zu Beginn jeden neuen Schuljahres

erneut bewerben zumüssen, ist sofort zu beenden. Diese Praxis ist Ausdruck vonMissachtung gegenüber den

Praktikern, die neben ihrer beruflichen Tätigkeit sich der unverzichtbaren Aufgabe stellen, ihr Wissen an die

Schülerinnen und Schüler weiterzugeben und so für eine Ausbildung und einen praktischen Beruf zu werben.

Zu einer gerechten Berufsschule gehören auch faire Prüfungsbedingungen. Um zu vermeiden, dass wieder-

holt nicht bestandene Prüfungen zu einerWiederholung der kompletten Ausbildung führen, sollen fachbezo-

gene Nachprüfungen oder ein viertes Lehrjahr möglich sein. Für Berufsschüler*innen mit Deutsch als Zweit-

oder Fremdsprache oder kognitiven Einschränkungen sollen eine längerer Bearbeitungszeit für die Prüfung

vorgesehen werden. Die Prüfungen sollen auf Fachinhalte abstellen und dies nicht mit der Sprachkompetenz

vermischen. Bereits bestehende einschlägige Kompetenzen aus praktischer Erfahrung oder Ausbildungen in

einem anderen Land müssen anerkannt und nicht erneut geprüft werden.

Der 3. Bildungsweg - vom Beruf zum Studium –muss viel stärker gefördert und damit die Durchlässigkeit u.a.

zwischen Handwerk und Hochschulen deutlich erhöht werden.

Das Studiummuss gebuhrenfrei bleiben; das gilt auch fur auslandische Studierende. DieHochschulenmüssen

bei der Gestaltung von Studiengangen die Bedurfnisse von Studierendenmit Kindern berucksichtigen und ei-

ne flexiblere Studienplanung ermoglicht werden. Ebenso setzen wir uns fur barrierefreie Hochschulgebaude,

Wohnheimplatze und fur barrierefreie Prufungen ein, die an die Bedurfnisse der Studierenden mit Behinde-

rungen und chronischen Krankheiten angepasst werden. Zudem werden wir die dringend nötige Sanierung

der Gebäude der staatlichenHochschulen schnellstmöglich umsetzen.Wir werden die Praxis der extrem kurz-

fristigen Verträge im akademischen Mittelbau an bayrischen Hochschulen beenden, damit Nachwuchswis-

senschaftler*innen mehr Sicherheit in ihrer Lebensplanung haben und sich stärker auf ihre Forschung kon-

zentrieren können.

Bildung ist ein Menschenrecht. Die Möglichkeiten der Weiterbildung, des Erwerbs neuer Fachkenntnisse,

der Umschulung und des Besuchs späterer, berufsbegleitender Bildungsangebote und Studiengänge müssen

strukturell verbessert werden.Wir werden die Erwachsenenbildung auf die personlichen, beruflichen und ge-

sellschaftlichen Bedurfnisse von Lernenden abstimmen. Wir sind überzeugt, dass verbesserte Möglichkeiten

lebenslangen Lernens die gesellschaftliche und kulturelle Teilhabe unterstützen und uns als Gesellschaft ins-

gesamt stärken.
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Kultur und Kunst sind essentiell für den gesellschaftlichen Zusammenhalt, für die kritische Reflexion von Kri-

sen und die Entwicklung kreativer Potentiale der Einzelnen.

Gerade Großstädte wie München müssen die zunehmende Diversität der Gesellschaft auch in ihren Kultur-

institutionen und ihrer Kulturförderung spiegeln. Wir wollen darum kulturelle Teilhabe für alle gesellschaft-

lichen Gruppen und Generationen ermöglichen, möglichst niederschwellige, partizipative Kulturangebote

schaffen und die Möglichkeiten kultureller und künstlerischer Bildung gezielt ausbauen. Kultur darf kein ex-

klusives Luxusgut, sondern muss für alle zugänglich sein.

Bayern besitzt Museen, Theater, Orchester und Opernhäuser von Weltrang. Diese müssen weiterhin aus-

kömmlich finanziert werden und dieMöglichkeit haben, sich konzeptuell weiterzuentwickeln und neuem Pu-

blikum zu öffnen. Ebenso wichtig sind die zahlreichenmittleren und kleineren Kulturinstitutionen im ganzen

Land und die freien Künstler*innen sowie freien Gruppen, die für die Identität und Lebendigkeit von Regionen,

Städten und Gemeinden elementare Arbeit leisten. Wir wollen darum die freie Kulturszene weiter stärken,

bayernweit Förderprogramme ausbauen und bezahlbare Arbeits- und Produktionsräume für Künstler*innen

schaffen. Alle Regionen müssen vom kulturpolitischen Engagement des Freistaats profitieren. Aus ganz Bay-

ern müssen Anträge beim Bayerischen Kulturfonds möglich sein. Wir werden eine bayerische Kulturstiftung

einrichten, die gezielt progressive Förderprogramme initiiert und ländliche Regionenmit urbanen Zentren ver-

netzt. Der Freistaatmuss die Beteiligung an Bundes- und Europaprogrammen besser fördern und die Kommu-

nen bei ihrem kulturpolitischen Engagement weit besser unterstützen. Kultureinrichtungen und Kulturschaf-

fende wurden von den Beschränkungen während der Corona-Pandemie unmittelbar und massiv getroffen.

Wir müssen die Relevanz von Kunst und Kultur viel stärker anerkennen und für derartige Krisen weit bessere

staatliche Vorsorge treffen. So kam es wiederholt zu massiven Einschränkungen und Absagen von kulturellen

Veranstaltungen. Die Publikumsauslastung ist auch nach Auslaufen derMaßnahmen teilweise niedrig geblie-

ben. Daher wollen wir die Sichtbarkeit der Kultureinrichtungen stärken und die staatlichen Hilfsprogramme

verlängern, um eine längerfristige Erholung des Kulturbetriebs zu gewährleisten.

Außerdem muss der Freistaat Kulturinstitutionen in Krisen gerecht und verhältnismäßig zu anderen Berei-

chen vonWirtschaft und Gesellschaft behandeln. Kultur ist systemrelevant.

Wir werden die Einzelnen besser absichern und gemeinsam mit dem Bund und den anderen Bundesländern

die Künstlersozialkasse reformieren. Künstler*innen müssen besser von ihrer Arbeit leben und auch vorsor-

gen können; wir treten für auskömmliche Mindesthonorare („art but fair“) bei Projektförderungen und faire

Gehälter auch in bezuschussten Kulturbetrieben ein, die sich am Lohnniveau und den Lebenshaltungskosten

sowie der Inflation orientieren. Dies gilt insbesondere für Ballungsräume wie München. Auch bei Absagen

und Ausfall von kulturellen Veranstaltungen müssen Künstler*innen und Institutionen eine bessere Unter-

stützung erhalten.

Projektförderungen müssen durch gezielte Verstetigungen auch längerfristig Planbarkeit für künstlerische

Karrieren schaffen.Wir müssen das große Potential der Kultur- und Kreativwirtschaft besser nützen und neue

Konzepte einer spezifischen Kulturwirtschaftsförderung ausbauen. Die bayerische Kulturpolitik muss Institu-

tionen undGruppenweit stärker fördern, die im Kulturbereich für Inklusion, Geschlechtergerechtigkeit, Nach-

haltigkeit und Klimaneutralität arbeiten. Bayern braucht ebenso Förderprogramme für die Digitalisierung im

Kulturbereich, für Internationalisierung und für neueWege sowie nachhaltige Projekte in der Erinnerungskul-

tur, der Gedenkstätten- und lokalen Geschichtsarbeit.

Bayern ist ein Kulturstaat - wir werden diese Kultur in allen ihren Facetten stärken und endlich für alle zu-

gänglich machen.Mobilität für alle - bessere Verkehrspolitik für Bayern Für uns ist Mobilität im ganzen Frei-
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staat die Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe, wirtschaftliche Entwicklung und persönliche Freiheit.

Wir stehen fürmehr sozialgerechteMobilität und bezahlbares, nachhaltiges Vorankommen.Wir übernehmen

Verantwortung für künftige Generationen und investieren in die Zukunft. Der Ausbau der nachhaltigenMobi-

lität erhöht die Lebensqualität auf dem Land und in der Stadt, leistet einen zentralen Beitrag zur Erfüllung der

Pariser Klimaziele, verringert den Flächenverbrauch, fördert die Gesundheit der Bevölkerung und reduziert die

Anzahl der im Straßenverkehr getöteten und verletzten Menschen (Vision Zero).

Wir geben diese Mobilitätsgarantie – für ein besseres Bayern!

Der Verkehr der Zukunft ist komfortabel und gut getaktet: Mit einer gut ausgebauten Infrastruktur und der

Vernetzung derMobilitätsformen legenwir hierfür die Grundlage. Auch in derMobilität werdenwir Ballungs-

zentren und ländliche Räume bedarfsgerecht fördern und den öffentlichen Nahverkehr ausbauen. Auch auf

dem Land soll man ohne Auto mobil sein können. Im Folgenden zeigen wir auf, wie Mobilität gestaltet wer-

den sollte. Unsere Schwerpunkte sind a) öffentlicher Nahverkehr, b) Rad- und Fußverkehr, c) Autoverkehr und

d) Güterverkehr. 

a) Öffentlicher Verkehr

Wir brauchen landesweit einen massiven Ausbau des ÖPNV. Langfristiges Ziel ist der kostenlose öffentliche

Personennahverkehr für alle in ganz Bayern.Wir führen im ersten Schritt das kostenlose Ticket für Menschen

mitweniger Geld ein, etwa für Auszubildende, Schüler*innen und Studierende, Senior*innen. Die Kosten dafür

übernimmt unter unserer Regierung der Freistaat und macht damit endlich vollmundige nicht eingehaltene

Versprechen wahr. Für die konkrete Finanzierung führen wir ein solidarisches Bürger*innenticket ein. Statt

den ÖPNV nutzungsabhängig zu finanzieren, wollen wir eine Beteiligung an den Kosten durch Unternehmen

und private Haushalte mit hohen Einkommen. Im Gegenzug werden die Kosten für die Tickets reduziert bzw.

komplett abgeschafft. So gelingt die sozial gerechte Finanzierung von klimaschützenden Maßnahmen.

Wir werden die ÖPNV-Förderung so ausgestalten und mit Finanzmitteln ausstatten, dass überall in Bayern

ein verlässlicher, attraktiver öffentlicher Nahverkehr angeboten wird: Im städtischen Raum finden Bürgerin-

nen und Bürger dann rund um die Uhr innerhalb von 10Minuten ein öffentliches Verkehrsangebot. Eine enge

Zusammenarbeit öffentlicher und privater Verkehrsunternehmen mit den Kommunen, höhere Finanzierun-

gen durch den Freistaat und interkommunale Linien sind dafür die Basis.

Im ländlichen Raum wollen wir tagsüber eine mindestens stündliche Bedienung jeder Haltestelle sicherstel-

len, sei es durch Linienverkehr oder durch Rufbusse und andere, amBedarf derMenschen ausgerichteteDiens-

te, oder in einer Kombination aus beidem. Der ÖPNV Bayerns soll 100 Prozent lokal emissionsfrei sein und sich

vollständig aus regenerativen Energien speisen.

Bayern braucht dafür einen schnellen Ausbau der Schieneninfrastruktur. Höhere Investitionen, ein Sonderpro-

gramm von Freistaat und Bund und die Reaktivierung stillgelegter Eisenbahninfrastruktur sowie Haltestellen

sollen mehr Verkehr auf die Schiene bringen. Damit Nah- und Fernverkehr auf der Schiene für alle Bürger*in-

nen erreichbar wird, wollen wir uns für mehr Direktverbindungen einsetzen und Betreibern und Kommunen

finanzielle Anreize bieten, um Bahnhöfe bürgerfreundlich und barrierefrei auszubauen. Ein besonderes Au-

genmerk werden wir dabei auf den Fernbahnanschluss des Flughafens München legen und diesen energisch

vorantreiben. So tragen wir zur Verringerung von Kurzstreckenflügen bei. Um die Schiene zu stärken, fordern

wir, dass 70 Prozent des bayerischen Schienennetzes bis 2025 elektrifiziert werden.

Die Mittel des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes müssen auf Bundesebene deutlich über das bisher

geplanteMaß hinaus erhöhtwerden. Zentral ist hier auch die Überarbeitung der standardisierten Bewertung,
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diebei der Prüfungder Förderfähigkeit vonÖPNV-Projektenderzeit zumEinsatz kommt. Bayernwirdhier unter

unserer Regierung Vorreiter sein.

Die Projekte, die wir in München im ÖPNV angestoßen haben (dichtere Takte, längere Fahrzeuge, zusätzli-

che Verbindungen und Tangenten mit Tram und Bus) benötigen teils finanzielle Unterstützung jenseits der

Münchner Stadtgrenzen. Der Freistaat wird sich hier massiv beteiligen und dies auch in den anderen bayeri-

schen Städten entsprechend fördern.

Eine SPD-geführte Staatsregierung wird einen Zukunftsplan für die S-Bahn entwerfen, da hier die Versäum-

nisse der CSU riesig sind. Im engen Kontakt mit dem Landkreis München und den anliegenden Gemeinden

werdenwir ein Konzept entwickeln, welches sowohl die Sicherheit als auch den Fahrkomfort der S-Bahnlinien

verbessert. Ein fahrgastfreundlicher Umstieg von S- zu U-Bahn, z.B. in Neuperlach Süd, muss ohne Gleiswech-

sel möglich sein. Wir fordern den zweigleisigen Ausbau aller S-Bahn-Außenäste. Die Attraktivität der S-Bahn

hängt entscheidend von der Zuverlässigkeit und Pünktlichkeit ab- und diese ist massiv ausbaufähig. Deshalb

wollen wir für die S-Bahn mindestens einen 10-Minuten-Takt im gesamten MVV-Gebiet. Wir fordern einen S-

Bahn-Ring rund um München. Wir halten am Bahntunnel für den Zulauf zum Brennerbasistunnel zwischen

Zamdorf und Johanneskirchen fest und fordern bei zusätzlichen Neu- und Ausbautenweitere Tunnel. Die Pla-

nungen für die Truderinger und Daglfinger Kurve und Spangemüssen gemäß den Vorstellungen der örtlichen

Bürgerinitiative überarbeitet werden. Unsere Staatsregierung wird noch vor Ende des Planfeststellungsver-

fahrens zu einem runden Tisch mit allen Beteiligten laden.

b)    Rad- und Fußverkehr

Wirwerden in ganz Bayern, in Stadt und Land, den Radverkehrmassiv fördern.Wir legen damit die Grundlage,

den Anteil des Radverkehrs amVerkehrsaufkommen in Bayern bis 2030 aufmindestens 25 Prozent zu erhöhen

und das Fahrrad als attraktive Alternative zum motorisierten Individualverkehr zu stärken. Das Wichtigste

dabei ist der schnelle Ausbau von intelligent geplanten, bequemen und sicheren Fahrradstraßen und -wegen.

Wir setzen auch auf den zügigen und flächendeckenden Ausbau von Radschnellwegen. Dabei sindwir Teil des

„Bündnis Radentscheid Bayern“.

Wir werden gute, witterungs- und diebstahlsichere und vor allem ausreichende Abstellmöglichkeiten für Rä-

der vor allem an Bahnhöfen und Knotenpunkten schaffen. Wir werden entsprechend ein Landesförderpro-

gramm auflegen, dass flächendeckend und mit dem öffentlichen Verkehr verknüpfte Leihsysteme für Fahrrä-

der, E-Räder und Lastenfahrräder schafft.

Wir denkenMobilität in Bayern auch aus Sicht der Fußgängerinnen und Fußgänger. Wir setzen uns dafür ein,

dass ihre Interessen als ungeschützte und langsame Verkehrsteilnehmende nicht länger anderen Verkehrsar-

ten untergeordnet werden. Zufußgehen ist gesund, sozial, kostengünstig, flächeneffizient und klimaneutral.

Unser Ziel: Alle Menschen können sich in Städten und Gemeinden barrierefrei und sicher zu Fuß oder im Roll-

stuhl bewegen. Der Freistaat hat hier enormen Aufholbedarf und die Ziele der Kampagne Bayern barrierefrei

nicht erfüllt – das werden wir ändern. Insbesondere wollen wir dafür sorgen, dass alle S-Bahnstationen, auch

im Außenbereich, barrierefrei mit Rolltreppen oder Aufzügen versehen werden.

c) Automobilität

Bayern hat starke Autobauer und zahlreiche Zulieferfirmen. Deswegen habenwir eine industriepolitische und

verkehrspolitische Vorbildfunktion und wollen diese endlich wahrnehmen. Wir gestalten den notwendigen

Wandel der bayerischen Automobilindustrie hin zu weniger Emissionen und nachhaltiger Mobilität. Bayern
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soll im Autoverkehr auf emissionsfreie Mobilität setzen. Dazu muss auch Elektromobilität über die gesam-

teWertschöpfungskette (Automobilhersteller, Zulieferer, Dienstleister, Energiewirtschaft, Handel und Entsor-

gung) sozial- und umweltverträglich sein.

Unsere Staatsstraßen müssen sicher befahrbar bleiben und sinnvoll saniert werden. Derzeit sind bayernweit

mehr als ein Drittel der Straßen sanierungsbedürftig, inmanchen Regionen sogar 43 Prozent. UmdiesenMiss-

stand zu beheben, wollen wir die staatlichen Bauämter mit mehr Personal ausstatten und die Versäumnisse

der bisherigen Staatsregierung nachholen. Jede Straßen- und Brückenbaumaßnahme soll auch die Nutzung

für alle weiteren Verkehre dort verbessern, zum Beispiel durch Radwege, Gehsteige und Parkzonen.

Wir setzen uns für ein Tempolimit von 130 km/h auf der Autobahn ein und prüfen, ob Verkehr mit weniger

Regelgeschwindigkeit generell sicherer und angenehmer für alle sein kann. Wir streben eine generelle Ge-

schwindigkeitsreduktion auf 80 km/h außer- und 30 km/h innerorts als Regelgeschwindigkeit an.Wir werden

zudem die Kontrollen der Einhaltung der Geschwindigkeitsbegrenzungen verstärken.

Autofreie Innenstädte und Straßen unterstützenwir durch finanzielle Landesförderung bei der Umgestaltung

– das bringt mehr Lebensqualität und mehr Umsatz für den Einzelhandel vor Ort in Städten und Gemeinden.

Neue größere Siedlungen sollen autoarm geplant werden, dafür mit Mobilitätsstationen, einer hohen Nut-

zungsmischung, kurzen und attraktiven Fuß- und Radwegen und einer guten Nahversorgung sowie einer at-

traktiven Anbindung an den öffentlichen Verkehr.

Wir fördernMaßnahmen, die eine gemeinsameNutzung von privaten Pkwsmitmehreren Personen erreichen,

auch durch betriebliche Mobilitätsangebote von Unternehmen für deren Mitarbeiter*innen. Die landesrecht-

lichenVorgaben für Parkgebühren sollen in Zukunft stärker zumAusdruck bringen,wie kostbar der öffentliche

Raum ist.

d)    Güter

Wir werden für die Verlagerung von Gütern soweit möglich auf die Schiene vorantreiben. Mehr Kapazitäten

im Schienengüterverkehr werden wir mit mehr Verladestationen, wo nötig teils längeren Ausweichgleisen,

verstärktem Kombiverkehr und mehr Akzeptanz bei der Bevölkerung durch verbesserten Lärm- und Erschüt-

terungsschutz erreichen. In diesem Zusammenhang sprechen wir uns für eine schnellstmögliche und best-

mögliche Realisierung des Güterzulaufverkehrs zum Brennerbasistunnels aus. Wir setzen uns dabei für ma-

ximalen Emissionsschutz ein. Die Münchnerinnen und Münchner dürfen beim Ausbau der Bahntrasse zum

Brennerbasistunnel nicht benachteiligt werden. Die Emissionsschutzziele, die zu Recht zu Umplanungen an-

derswo geführt haben, müssen auch für München gelten. Eine echte Bürgerbeteiligung ist hierbei zwingend

nötig. Mit einer Potenzialstudie und Zuschüssen werden wir Unternehmen dabei unterstützen, mehr Güter-

transporte von der Straße auf die Schiene zu verlagern.

Für überregionale Güterverkehre müssen auch weiträumige Umleitungsrouten ausgebaut werden, die die

Schienenstrecken in den RäumenMünchen und Augsburg entlasten und dadurch hier mehr Kapazität für den

Ausbau von Fern- und Nahverkehr schaffen. Frauen verdienen alles – Gleichstellung endlich umsetzen Echte

Gleichstellung von Frauen und Männern ist Kern sozialdemokratischer Politik. Sie ist in allen gesellschaftli-

chen Feldern eine dringende Notwendigkeit und leider nachwie vor nicht verwirklicht. Gerade in Bayern ist es

wichtig, die durch die Pandemie verstärkten traditionellen Rollenbilder zu überwinden.

Wir brauchen gleichen Lohn für gleiche Arbeit und gleiche Karrierechancen für Frauen. In der Arbeitswelt wer-

den Frauen bei Gehalt und Karriere benachteiligt. Frauen verdienen in Bayern etwa 22 Prozent weniger als
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Männer. Ihr Anteil im Niedriglohnsektor und in Minijobs ist überproportional, sie arbeiten in schlechter be-

zahlten Branchen. Dies wollen wir ändern, wertvolle Arbeit wie Pflege und Erziehung besser bezahlen und

die Lohnlücke schließen. Die auf Bundesebene beschlossenen 12 EuroMindestlohn sind hier ein erster Schritt,

gleiches gilt für die Quote in Führungspositionen.

Die Anhebung der Verdienstgrenze bei Minijobs sehen wir dagegen sehr kritisch und teilen die Befürchtung,

dass vor allem Frauen verstärkt in die Teilzeitfalle geraten und keine Sozialversicherungsansprüche erwerben.

Arbeitgeber*innen müssen in Zukunft die gesamten Sozialversicherungsbeiträge übernehmen, auch um der

Altersarmut bei Frauen vorzubeugen. Minijobs stellen wir insgesamt auf den Prüfstand.

Der Öffentliche Dienst hat Vorbildfunktion:Wir werden Führungspositionen, Vorstände und Aufsichtsräte der

landeseigenen Betriebe paritätisch besetzen. Für die Kommunen werden wir dies ebenfalls soweit möglich

auf denWeg bringen.

An denHochschulen strebenwir einen Frauenanteil von 50 Prozent der Professuren an.Mit einer Verankerung

von Zielquoten bei Promotionen und Habilitationen werden wir den Frauenanteil in diesem Bereich deutlich

erhöhen. In Schule und Hochschule wollen wir Frauen für den MINT-Bereich gewinnen. Darüber hinaus muss

der Digital Gender Gap aufgelöst werden, Frauen sollen in der Digitalisierung verstärkt Fuß fassen und die

Möglichkeiten der Digitalisierung mehr nutzen.

Für Familie braucht man Zeit – Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist überfällig. Gerade in Zeiten der Pan-

demie haben wir gesehen, dass sich alte Rollenbilder wieder festigen: Meist waren es die Frauen, die noch

mehr unbezahlte Sorgearbeit (Betreuung, Beschulung) übernommen und ihre Arbeitszeit reduziert haben.

Wir werden auf Landesebene alle Voraussetzungen für eine gleichere Verteilung von Erwerbs- und Sorgear-

beit zwischen den Geschlechtern schaffen. Wir unterstützen Familien gezielt dabei, nach der Geburt eines

Kindes oder im Falle von pflegebedürftigen Angehörigen gerecht die Sorgearbeit zu verteilen und gleichzeitig

beruflich Erfüllung zu finden. Hierfür schaffen wir einen anlassbezogenen Care-Bonus, der in voller Höhe aus-

gezahltwird,wenn beide Elternteile Arbeitszeit reduzieren. Wir ermöglichen 30 Stunden Regelarbeitszeit und

schaffen die Voraussetzungen für flexiblere Arbeitszeitmodelle. Homeoffice, flexible Arbeitszeitmodelle und

Führungspositionen in Teilzeit müssen in den Betrieben und Unternehmen und auch im Öffentlichen Dienst

zur Regel werden.

Gesellschaftlich verankerten Sexismus wollen wir aufbrechen und durch landesweite Aktionen die Auseinan-

dersetzung mit Sexismus, wie er wirkt und zu was er führen kann, anregen, um ihn Schritt für Schritt über-

winden zu können. Der öffentliche Raum soll frei sein von sexistischer Werbung. Wir fördern Öffentlichkeits-

kampagnen gegen Sexismus.

Wir bekämpfen Gewalt gegen Frauen und Mädchen in jeglicher Form. Wir setzen uns auch künftig dafür ein,

dass Frauen, die in Not geraten sind, Hilfe finden. Jede dritte Frau in Bayern wird in ihrem Leben mindestens

einmal Opfer sexualisierter Gewalt.

Wir fordern hier den Rechtsanspruch auf bedarfsgerechte Hilfe. Frauenhäuser und Frauenberatungsstellen

brauchendafürmehrPersonalundeineverlässliche Finanzierung.DiebundesweitenSchritte indieseRichtung

begrüßen wir, jetzt muss das Land die Kommunen entsprechend unterstützen.

Im Schulunterricht werdenwir jungeMenschen früh über geschlechtsspezifische Diskriminierung und häusli-

che/sexualisierte Gewalt aufklären und eine Kampagne „Nein heißt Nein“ etablieren. Darüber hinaus wollen

wir ein flächendeckendesNetz von ambulantenBeratungsstellen, Frauennotrufenund Fachzentren für Frauen
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nach sexualisierter Gewalterfahrung. Ebenso braucht es landesweit ein Netz von anonymen und kostenfrei-

en Notschlafplätze für Mädchen und junge Frauen. Die Polizei soll landesweit geschult werden um Anzeigen

von Gewalttaten sensibel und rücksichtsvoll aufzunehmen und zu bearbeiten. Jeder Frau muss eine sensible

Beweissicherung nach sexueller Gewalt in der Nähe ihresWohnortes zugänglich sein. Für Jurist*innen fordern

wir verpflichtende Weiterbildungen zu Opferschutz, Traumatisierung, Istanbulkonvention und Veränderun-

gen im Sexualstrafrecht.

Wir setzenuns dafür ein, dass jede Frau frei über einen etwaigen Schwangerschaftsabbruch entscheiden kann.

Die Kliniken im Einflussbereich des Freistaats und der Kommunen sollen Ärzt*innen in der Durchführung von

Schwangerschaftsabbrüchen schulen und Schwangerschaftsabbrüche anbieten. Es muss im gesamten Frei-

staat ein flächendeckendes, wohnortnahes Angebot geben. Langfristig setzen wir uns dafür ein, dass diese

Eingriffe auch kostenfrei sind.Womedizinisch nichts dagegen spricht, schaffen wir sie gesetzliche Grundlage

für eine Durchführung medikamentöser Schwangerschaftsabbrüche zu Hause.

Die geschlechtergerechte Gestaltung von öffentlichen Haushalten (Gender Budgeting) und öffentlichem

Raum (Gender Planning) dient der Förderung derGleichstellung vonMännern und Frauen, deshalbwerdenwir

dies in allen Planungen Schritt für Schritt umsetzen. Als Einstieg für eine systematische Umsetzung werden

wir umgehend Pilotprojekte in verschiedenenMinisterien realisieren. ImAnschlusswerdenwir schrittweise in

allen Bereichen der Landesverwaltung eine geschlechtergerechte Haushaltsplanung und -steuerung verwirk-

lichen. Wir machen die Gleichstellung zur Chef*innensache und ziehen die Leitstelle für die Gleichstellung

von Frauen und Männern in die Staatskanzlei, wo sie das Handeln der Staatsregierung begleitet und berät.

Wir werden uns dafür einsetzen, Gender Budgeting auf allen Ebenen umzusetzen. Gleichzeitig werden wir

darauf hinwirken, dass auch bei Neuplanungen von Siedlungsgebieten oder Verkehren die Bedürfnisse von

weiblicher Mobilität (kürzere, dafür mehrWege) mitgeplant werden: Durch kürzere Alltagswege zur Nahver-

sorgung und Schulen, Ärzt*innen und Pflegeeinrichtung, die gut zu Fuß, mit dem Rad oder mit Öffentlichem

Verkehr zurückgelegt werden können.

Wir setzen uns für eine frauengerechte Gesundheitspolitik ein, denn bei Frauen weisen Krankheiten häufig

andere Symptome auf als bei Männern. Dies bedeutet, dass sie in der Prävention und in der Therapie unter-

schiedliche Angebote brauchen.

Wir wollen echt unterstützende Geburtshilfe, in der die Gebärende im Zentrum steht. Denn es ist untrag-

bar, dass viele Frauen u.a. aufgrund der Personalknappheit und der schlechten Versorgungslage auf den Ge-

burtsstationen traumatische Entbindungen erleben. Deshalb stattenwir die Geburtsmedizinmit ausreichend

Personal aus und setzen uns für die Verbesserungen von Arbeitsbedingungen von Hebammen und geburts-

begleitendemmedizinischen Personal ein. U.a. wollen wir eine Anpassung der Bayerische Berufsordnung für

Hebammen und Entbindungspfleger. Rund 30% aller Geburten finden per Kaiserschnitt statt. Es können bei-

spielsweise bereits heute vorhandene Ressourcen freigesetzt werden, wenn Hebammen nicht im OP dabei

sein müssen, sondern sich auf die vaginalen Entbindungen konzentrieren können. Darüber hinaus schaffen

wir vermehrt hebammengeführte Kreißsäle.

Die paritätischeWählbarkeit von Frauen ist die Voraussetzung für die gerechte Vertretung und Durchsetzung

vonpolitischenBelangen, deswegenbrauchenwir gleichberechtigte Parlamente für gleichberechtigteGesetz-

gebung und Gesellschaft. Dafür werden wir Parität im bayerischenWahlrecht verankern. Alle sozialdemokra-

tischen Listen werden wie üblich alternierend mit Frauen und Männern besetzt bis nur noch Kandidat*innen

eines Geschlechts vorhanden sind. Gerecht und inklusiv – bessere Sozialpolitik für Bayern Die Ökonomisie-

rung aller Lebensbereiche und der Verlust an sozialer Gerechtigkeit erfordern gerade auch auf Landesebene
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eine neue Sozialpolitik. Im Unterschied zur CSU wird die Politik einer von uns gestellten Landesregierung die

Vorgaben der Verfassung des Freistaats Bayerns zur Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit als Kernaufgabe

definieren. Für uns ist das Sozialstaatsgebot bleibende Verpflichtung. Ein funktionierender Sozialstaat ist Vor-

aussetzung für eine funktionierende Gesellschaft, die Erzeugung vonWohlstand und entspricht auch ökono-

mischer Vernunft. Die Bürgerinnen Bayerns haben ein Recht auf Arbeit, auf gleichwertige Lebensbedingungen

und Entfaltungschancen.

Wir werden besondere Schwerpunkte zur Bekämpfung von Armut und Obdachlosigkeit setzen und for-

dern Entlastungen für die breite Mittelschicht, gerade auch angesichts der Inflation und der steigenden

Lebensmittel- und Energiepreise. Deswegen fordern wir ein eigenes bayerisches Entlastungspaket.

Außerdem wollen wir ein eigenes Landeswohngeld für Städte mit besonders hohem Mietniveau. Dieses soll

zusätzliche Entlastung für die Mieter*innen mit geringen Einkommen und hohen Mieten bringen.

Unsere Staatsregierung wird ein Sonderprogramm Inklusion auflegen und gemeinsam mit den bayerischen

Bezirken Inklusion in der gesamten Gesellschaft fördern. Dabei soll Inklusion als zentrales Element der Stadt-

gestaltung etabliert werden, Barrierefreiheit in allen Bereichen und auf allen kommunalen Ebenen gefördert

werden sowieweitere Aspekte für einen tatsächlichen inklusiven und barrierefreien Freistaat umgesetzt wer-

den. Außerdemschaffenwirmehr Studienplatze für Sozialpädagogik und soziale Arbeit, insbesondere imdua-

len Modell, um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken, die Beschäftigten zu entlasten und ausreichend

Angebote für alle schaffen zu können. Gesundheits- und Pflegepolitik: gute Arbeitsbedingungen und beste

und flächendeckende Versorgungsqualität für alle Menschen!

1. Wir brauchen gesunde Krankenhäuser und innovative Konzepte für einemoderne, bedarfsgerechte, flä-

chendeckende und sektorenübergreifende medizinische Versorgung in Städten und auf dem Land.

 Zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit bei gleichzeitiger Verbesserung der Versorgungsqualität füh-

ren wir eine flächendeckende, sektorenübergreifende Gesundheitsplanung statt einer isolierten Landeskran-

kenhausplanung ein. Leistungsangebote der Kliniken müssen aufeinander abgestimmt sein und in eine sek-

torenübergreifende Versorgungsplanung einbezogen werden. Die Gesundheitsplanung umfasst ebenso die

Basisversorgungmit allgemeinmedizinischen Praxenwie die Versorgungmit Fachärzt*innen, aber auch thera-

peutische Berufewie Physiotherapie, Logopädie, Psychotherapie etc. sowie die ambulante und stationäre pfle-

gerische Versorgung und Hebammen, Geburtshäuser und Kreißsäle. So gewährleisten wir die wohnortnahe

und flächendeckende Versorgung. Kleinere Kliniken oder einzelne Fachabteilungen dürfen nicht alternativlos

geschlossen werden. Stattdessen werden wir die Zusammenarbeit von bestehenden Kliniken fördern. Klei-

nere Kliniken sollen außerdem die Möglichkeit bekommen, sich zu Gesundheitszentren zu entwickeln. Diese

können eine stationäreGrundversorgung sowie ambulante undpflegerischeAngebote umfassen. Gleichzeitig

wollen wir Versorgung auf höchstem Niveau in spezialisierten stationären Zentren.

 Für den stationärenVersorgungsbereich stellenwir ausreichendMittel zur Verfügung. Den erheblichen Inves-

titionsstau der Kliniken wollen wir bis 2030 überwinden. Deutlich unterfinanzierte, aber für die Daseinsvor-

sorge wesentliche Versorgungsbereiche wie bspw. die Akutgeriatrie/Altersmedizin, die Geburtshilfe, die Not-

fallvorhaltungen und insbesondere die Kinder- und Jugendmedizin stellen wir dabei in den Vordergrund und

sichern eine auskömmliche Finanzierung der Vorhaltekosten zu. Insbesondere über die landeseigenen Uni-

versitätskliniken werden wir mit einemMasterplan Kinder- und Jugendmedizin die Versorgungsinfrastruktur

ausbauen und Spitzenversorgung gewährleisten. Darüber hinaus setzenwir uns im Bundesrat für eine ausrei-

chende Finanzierung der Betriebskosten ein und für eine bedarfsgerechte Finanzierung anstatt der Fallpau-

schalen.
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Wir setzen uns dafür ein, dass die psychotherapeutische Versorgung in den Fachkliniken und insbesondere im

niedergelassenen Bereich die ambulanten Behandlungskapazitäten künftig deutlich ausgeweitet werden.

Wir legen bei der Digitalisierung der Kliniken denTurbo ein: bis 2028 sollen alle bayerischenKrankenhäuser ei-

nemoderne und den Dokumentationsaufwand reduzierende digitale Infrastruktur haben. Die Digitalisierung

begreifen wir als zentrale Aufgabe des Freistaates im Rahmen seiner Pflicht, Investitionskosten zu überneh-

men.

Die digitale Infrastruktur der Kliniken darf nicht isoliert betrachtet werden, sondern muss im Zusammen-

spiel mit niedergelassenen Ärzt*innen, Therapeut*innen und dem öffentlichen Gesundheitsdienst funktio-

nieren. Darüber hinaus starten wir eine Strukturreform “Digitale Patient*innenakte“ und bauen den Zugang

zu telemedizinischen Leistungsangeboten deutlich aus. Wir fördern den Ausbau niederschwelliger lokaler

Präventions- und Beratungsangeboten (bspw. Modell Gesundheitskiosk, GesundheitsTreff) insbesondere in

sozio-ökonomischbenachteiligtenRegionen.Dabei auchdieVorhaltung spezifischerAngebote fürMigrant*in-

nen, die Versorgung von Wohnungslosen sowie die Versorgung von Menschen ohne Krankenversicherungs-

schutz. Eine besondere Rolle kommt dabei dem Community Health Nursing zu.Wir werden das Profitstreben

im Gesundheitswesen zurückdrängen. Gesundheit ist keine Ware, sondern ein Menschenrecht. Wir wollen

die Gewinnentnahme für private Betreiber von Kliniken und stationären Pflegeeinrichtungen sowie für MVZs

regulieren.

1. Wir brauchen eine Perspektive “Pflege mit Zukunft“ für alle Bereiche - akutstationäre Pflege, die Lang-

zeitpflege, ambulanteund informelle Pflege.DazugehörenneuePflegeplätze, guteArbeitsbedingungen

und Unterstützung für die Pflege daheim.Wir wollen Investitionen in die Pflege und eine wirksame Un-

terstützung der pflegenden Angehörigen.

Wir schaffen einen Investitionsfond für eine auskömmliche Finanzierung der erforderlichen Pflegeinfrastruk-

tur. Digitalisierungsprojekte und technische System zur Entlastung der Pflege werden prioritär gefördert. Der

Freistaat hat die Aufgabe, Investitionskosten zu tragen und wird diesem Auftrag unter sozialdemokratischer

Regierung nachkommen. Mit einer Ausbildungsoffensive in der Pflege unterstützen wir u.a. die Ausbildung

und Einstellung von zusätzlichem Lehrpersonals. Pflegeschulen stellen wir ausreichend Investitionsmittel für

eine moderne Ausstattung (u.a. für digitalen Unterricht) zur Verfügung, soweit dies aus Mitteln des Ausbil-

dungsfondsnicht gewährleistet ist.Wir förderndie Einführunghauptamtlicher Praxisanleitungen, den Einsatz

von Schulsozialdiensten und die Umsetzung innovativer Ausbildungskonzepte (bspw. Simulationszentren, in-

terdisziplinäre Schulstationen). Die Angebote für eine Pflegeausbildung, Weiterbildung bzw. ein Studium in

Teilzeit werden ausgebaut und gefördert.Wir setzen uns für den Ausbau der akademischen Pflegeausbildung

sowie die Einrichtung eines Innovationsfonds Pflegeforschung ein. Für akademisch qualifiziertes Pflegeperso-

nal müssen Berufsperspektiven mit entsprechender Entlohnung geschaffen werden, die zur Attraktivität des

Berufsbilds insgesamt beitragen. Dazu müssen Optionen für eine Fachakademisierung mit entsprechender

Übertragung heilkundlicher Tätigkeiten auf die Pflege vorangebracht werden. Dual Studierende und Primär-

qualifizierte dürfen nicht länger mit Praktikaverträgen in den Praxiseinsätzen hingehalten werden, sondern

müssen nach TVöD bezahlt werden. Darüber hinaus starten wir eine Initiative zur Entwicklung grundstän-

diger akademischer Ausbildungsoptionen in weiteren Gesundheitsberufen (bspw. Logopädie, Ergotherapie,

Physiotherapie).

Gute Pflege braucht gute Bezahlung. Pflegekräfte mit 3-jähriger Ausbildung verdienen mindestens 4.500 e.

Die hoch komplexe Arbeit der Pflegenden verdientWertschätzung, deshalb setzenwir uns dafür ein, dass Pfle-

gekräftemit Examenmit einer Eingruppierung in die Entgeltstufe 10 in das Berufsleben starten. Im Bundesrat
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setzenwir uns für die vollumfängliche Finanzierung durch die Krankenkassen über das Pflegebudget ein. Aka-

demisierte Pflegekräftewerden analog demhöherenDienst eingruppiert. DieTarifpartner fordernwir darüber

hinaus auf, innovative Ideen in die Tarifverhandlungen / -vereinbarungen einzubringen (bspw. spezielle Bo-

nussysteme für Zusatzdienste/Fortbildung, Lebensarbeitszeitkonten, Sabbatical-Regelungen, altersbezogene

Entlastungen, …).Wir unterstützen insbesondere Tarifforderungen, die eine Reduktion derWochenarbeitszeit

für Pflegekräfte zum Ziel haben. Projekte für die Rückkehr in den Beruf fördern wir finanziell.

DieAnerkennungvonausländischenPflegekräften, aber auch vonanderemmedizinischen Fachpersonalmuss

deutlich vereinfacht und zeitlich verkürzt werden. Für die Integration stellen wir zusätzliche Mittel bspw. für

Sprachkurse sowie für Mentorenprojekte zur beruflichen Integration zur Verfügung.

Der Erhalt einer selbstständigen Versorgung alter Menschen bzw. einer Versorgung mit möglichst gerin-

gem Pflegebedarf ist unser vorrangiges Ziel und muss unterstützt werden. Dazu gehören bspw. die Förde-

rung von alternativen senior*innengerechten Wohnformen, der Ausbau von regionalen/quartiersbezogenen

Beratungs-, Betreuungs- und Begegnungsangeboten zum Beispiel in Alten- und Senior*innenzentren unter

Einsatz von Community Health Nursing, ein barrierefreier Zugang zu erforderlichen Einrichtungen sowie der

Ausbau von niederschwelligen pflegerischen und haushaltsnahen Unterstützungsangeboten. Das Angebot

haushaltsnaher Dienstleistungenwie Einkaufsdiensten undHilfen inHaushaltenmit pflegebedürftigenMen-

schen bauen wir aus. Wir unterstützen die Kommunen darin, diese Dienstleistungen über Programme des

dritten Arbeitsmarktes anzubieten.

Wir werden pflegende Angehörige entlasten. Sie leisten einen enorm großen, viel zu oft übersehenes  Bei-

trag zur Versorgung pflegebedürftiger Menschen. Wir werden lokale und präventive Beratungsangebote flä-

chendeckend ausbauen.Wir fördern verstärkt den Ausbau von Kurzzeitpflegeplätzen und legen ein Förderpro-

gramm für Pflegehotels auf, damit Pflegebedürftige mit ihren Angehörigen gemeinsam verreisen können.

Investitionen in Langzeitpflegeeinrichtungenmüssen vomFreistaat übernommenwerden.Wir setztenuns im

Bundesrat für eine solidarische Pflegeversicherung ein, mit einer Deckelung der Eigenbeteiligung vom ersten

Monat der Pflegebedürftigkeit an.

1. Wir wollen bestmögliche Gesundheit für alle Bevölkerungsgruppen. Wir wollen einen schlagkräftigen

und modernen Öffentlichen Gesundheitsdienst.

UmdieVersorgungssicherheit bei Schwangerschaftsabbrüchen auch künftig gewährleisten zu können, setzen

wir uns für die Zulassung von häuslichen, medikamentösen Schwangerschaftsabbrüchen mit telemedizini-

scher ärztlicher Begleitung ein. Kommunale Kliniken undUniversitätsklinikenwerden verstärkt bei der Durch-

führung stationärer Schwangerschaftsabbrüche einbezogen. FürMedizinstudent*innenwird die Schulung zur

Durchführung von Schwangerschaftsabbrüchen Teil des Studiums. Im Bereich Drogen und Sucht ermöglichen

wir – ggf. durch Rechtsverordnung – die Umsetzung vonDrogenkonsumräumen, Angebote für Drug-Checking

sowie eine kontrollierte Abgabe von Cannabis auf Basis der bundesrechtlichen Vorgaben. Das Gesundheits-

system muss auf die Klimakatastrophe und ihrer gesundheitlichen Auswirkungen vorbereitet werden. Wir

unterstützen deshalb die Planetary Health Bewegung und haben das Ziel, den CO2-Verbrauch im Gesund-

heitswesen zu senken.Wir fördern deshalb eine regionale und überregionale Vernetzung der betroffenen Be-

reiche und Akteur*innen (Kliniken, niedergelassene Ärzte und Ärztinnen, u.a.). Die Erstellung von Klima und

Hitzeschutzplänen unter Berücksichtigung der gesundheitlichen Aspekte wird verbindlich eingefordert. Wir

werden flächendeckend Schul-Pflegefachkräften etablieren. So kann Prävention und Gesundheitsförderung

sowie Gesundheitskompetenz gefördert werden. Positive Auswirkungen wurden bereits in Modellversuchen
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in Brandenburg und Hessen festgestellt. Wir entwickeln den Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) vom Ge-

sundheitsamt zu einem modernen Gesundheitsdienstleister für die Bürger*innen. Die Digitalisierung muss

dazu deutlich beschleunigt und Schnittstellenprobleme zwischen den Einrichtungen des ÖGD sowie ange-

bundenenDritten abgebautwerden. Angebote und Verfahren des ÖGDmüssen dienstleistungsorientiert und

anwendungsfreundlich online zur Verfügung gestellt werden.Wir wollen das Gesundheitswesen auf alle Ge-

schlechter ausrichten und Gendermedizin in Forschung und Lehre an unseren Universitätskliniken stärken.

Stark und Solidarisch - bessere Politik für Arbeit undWirtschaft in Bayern Im Vergleich zu vielen anderen Bun-

desländern und auch manchen anderen Regionen und sogar Staaten in Europa ist Bayern mit einer starken

Wirtschaft auf den ersten Blick gut aufgestellt: Die meisten Kennzahlen (Arbeitslosenquote, Wertschöpfung,

Export) sind im Vergleich sehr gut. Das ist ein besonderes Verdienst der bayerischen Arbeitnehmer*innen, der

Gewerkschaften, bayerischenUnternehmenundder staatlichen Infrastruktur undRahmenbedingungen. Aber

dieser erste Blick täuscht über vorhandene Problemehinweg. In Bayern gibt es ein starkes Lohngefälle, die Pro-

duktionsweise steht bei vielen Unternehmen vor einem großen Anpassungsdruck, es gibt viele negative Aus-

wirkungen aufgrund der Privatisierungen der CSU der Vergangenheit, an vielen Stellen ist die Infrastruktur

ausbaufähig und es gibt viel zu wenig staatliche Investitionen.

Eine SPD geführte Staatsregierung wird Bayerns Wirtschaft stärker machen, Respekt vor der Arbeit stärken

und unseren Freistaat solidarischermachen. Die Transformation hin zu einer ökologischen, klimafreundlichen

und sozial gerechteren Arbeits- undWirtschaftsweise ist eine große Herausforderung, auf die viele Unterneh-

men und die bayerischeWirtschaftspolitik nur ungenügend vorbereitet sind. Die Voraussetzung für ein gutes

Leben ist immer noch gute Arbeit und daher das Rückgrat des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Dabei ist

insbesondere auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der verschiedenen Regionen Bayerns Rücksicht zu neh-

men.

Die bayerische SPD setzt daher auf eine zukunftsgerichtete, regionalisierteWirtschafts- undArbeitsmarktpoli-

tik, die sich inmehrerenHandlungsfeldern niederschlägt: Industriepolitik, Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs-

politik, Bildung und Qualifizierung, sowie Infrastrukturentwicklung als Teil der Daseinsvorsorge.

Während in den vergangenen Jahrzehnten sich Industriepolitik vor allem auf die Anwerbung neuer Unterneh-

men konzentriert hat, macht es die Transformation nötig, zukünftig einen mindestens gleichwertigen Fokus

aufdenErhalt bestehenderUnternehmenundArbeitsplätze in IndustrieundDienstleistung zu legen.DieWirt-

schaft und Industrie unseres Landes stecken in einem tiefgreifendenWandel. Klimaschutz, globale Konkurrenz

und technologischer Wandel verändern nicht nur unsere Gesellschaft, sondern auch unsere Wirtschaft und

Arbeit. Einen derart fundamentalen Wandel muss die Politik aktiv begleiten und gestalten, er darf nicht den

freien Marktkräften überlassen werden. Gerade die Unterstützung von KMU in den ländlichen Regionen ist

einwichtiger Aspekt für dieMünchner SPD, denn ohne eine vielfältige Industriemit qualifizierten und tarifge-

bundenen Arbeitsplätzen sorgen dafür, dass der Zuzug in dieMetropolregionMünchen nichtweiter zunimmt,

mit allen damit für die Stadt verbundenen Problemen, vor allem auf demWohnungsmarkt. Zahlreiche Unter-

nehmen sind aber noch wenig oder gar nicht auf die Herausforderungen der Transformation vorbereitet. Hier

wollen wir die Unterstützung des Staates bieten und fordern:

Unsere Staatsregierung wird als erstes einen bayerischen Masterplan Transformation und Wirtschaftsent-

wicklung ins Leben rufen und dafür mit den Unternehmerverbänden, den Gewerkschaften und bedeutenden

Unternehmen der bayerischen Schlüsselindustrien ins Gespräch kommen, um Bayerns Wirtschaft fit für die

Zukunft zu machen. Dafür werden wir zusätzliche staatliche Gelder bereitstellen, um die Infrastruktur für die

wirtschaftliche Entwicklung zumWohle allerMenschen im Freistaat voranzubringen: Der Freistaat Bayern soll

in den kommenden 10 Jahren einenTransformationsfonds imUmfang von 75Milliarden Euro bereitstellen, aus
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demMaßnahmen für den Strukturwandel gefördert und unterstützt werden.Wir werden die Gründung einer

staatlichen Industrieholding voranbringen, welche jenen Industrieunternehmen der Zielbranchen ein Dach

während des andauernden Transformationsprozesses bietet, die den Wandel nicht allein, aus eigener Kraft

oder mit eigenen Mitteln organisieren können oder wollen. Sie wird als Instrument aktiv intervenierender

Industriepolitik konzipiert und geht über die Aufgabenstellung öffentlicher Beteiligungskapitalgesellschaf-

ten deutlich hinaus. Die Holding ist gleichermaßen den Zielen der Standortsicherung durch die Erhöhung der

Wettbewerbsfähigkeit, der Schaffung und der Erhaltung guter und sicherer Arbeitsplätze sowie dem Klima-,

dem Umwelt- und Ressourcenschutz verpflichtet. Unter ihrem Schutzschirm können die beteiligten Unter-

nehmen Konsolidierungs-, Sanierungs-, Transformations- und Restrukturierungsstrategien erarbeiten oder

weiterqualifizieren und strategische Beratung in Anspruch nehmen, ihre Liquidität in Krisen- und Restruktu-

rierungsphasen sichern, längerfristige Konzepte der Unternehmensfinanzierung entwickeln und umsetzen,

Partnerschaften, Beteiligungen, Kooperationen realisieren und sich als attraktive Arbeitgeber mit guten und

sicheren Arbeitsplätzen profilieren und so zur Sicherung des erforderlichen qualifizierten Facharbeitspotenzi-

als beitragen.

Während es in fast allen Ländern Tariftreue und Vergabegesetze gibt, hinkt Bayern hier hinterher. Einer un-

serer ersten Maßnahmen wird die Einführung eine solchen Gesetzes sein, um die Lohndumping-Spirale zu

beenden und einen fairenWettbewerb bei der Vergabe öffentlicher Aufträge unter Berücksichtigung von So-

zialverträglichkeit, Umweltschutz, Energieeffizienz sowie Qualität und Innovation zu ermöglichen. Außerdem

werden wir ein Bayerisches Mindestlohngesetz auf denWeg bringen und in besonders teuren Regionen auch

gesetzliche Vorgaben für Mindestlöhne über die bundesweiten Regelungen hinaus einführen. Unserer Auf-

fassung nach hat der öffentliche Dienst Vorbildcharakter bei den Arbeitsbedingungen für den privaten Sektor,

deswegen werden wir die Tarifabschlüsse für die bayerischen Beamt*innen übernehmen, für besonders be-

lastete Regionen wie München auch für die Beamten des Freistaats, wie z.B. Polizistinnen und Polizisten eine

verdoppelteMünchen-Zulage einführen und gerade für Auszubildende und dual Studierendeweitere Akzente

in Personalpolitik setzen.

Unsere Staatsregierung wird die kommunale Arbeitsmarktpolitik stärken und Programmewie das Münchner

MBQauch in anderen Städten undGemeinden einführen und fördern. Bayernwir außerdemnach demVorbild

anderer Bundesländer wie Bremen oder dem Saarland eine Arbeitskammer als selbstverwaltete Körperschaft

des öffentlichen Rechts errichten. Sie hat die Aufgabe, die Interessen der Arbeitnehmer*innen wahrzuneh-

men und zu fördern. Sie sollen insbesondere die Behörden und Gerichte in Fachfragen durch Gutachten und

Berichte unterstützen, die Berufsausbildung fördern und Rechtsberatung betreiben.

Durch den Transformationsprozess der Wirtschaft kommen auf die bayerischen Arbeitnehmer*innen unge-

ahnte Herausforderungen zu, die sich nur durch eine ständigeWeiterqualifizierung und lebenslanges Lernen

bewältigen lassen. Daher ist es unabdingbar hier entsprechende Voraussetzungen zu schaffen, die eine solche

Weiterqualifikation mit dem Arbeitsleben in Einklang bringen lassen. Die SPD-geführte Staatsregierung wird

dafür die Voraussetzungen schaffen, in dem ein bayerisches Gesetz über den Anspruch auf Bildungsurlaub

verabschiedet wird, das allen Beschäftigten Anspruch auf bezahlten Bildungsurlaub gewährt.

Schließlichwird imBereichder InfrastrukturentwicklungalsTeil derDaseinsvorsorge ein Schwerpunkt gesetzt,

die die Grundlage für eine gelungene Weiterentwicklung der bayerischen Wirtschafts- und Arbeitswelt dar-

stellt. Dies schließt insbesondere die Bereiche Verkehrsinfrastruktur mit Schwerpunkt ÖPNV, Smart Connec-

tivity und Güterverkehr auf der Schiene ein, ebenso, wie die Schaffung einer zukunftsfähigen digitalen Infra-

struktur Ver- und Entsorgung und eine ausreichende Versorgung mit erneuerbarer Energie ein. Dafür wird ei-

ne Regionale Strukturberichterstattung geschaffen, die der Qualifizierung der Meinungsbildung und der Ent-
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scheidungsgrundlagender regionalenAkteuredient.GutesGeld -  für einnachhaltig gutes Leben inBayernDie

Zukunft Bayerns wird in den Städten und Gemeinden verwirklicht. Die zentralen Herausforderungen unserer

Zeit, Wohnen, Bildung, Energieversorgung, die tägliche Mobilität, Gesundheitsversorgung und Klimaschutz

können nur durch starke Kommunen bewältigt werden. Dazu werden in den kommenden Jahren bisher un-

gekannte Investitionen in die lokale Infrastruktur notwendig. Beginnend beim ÖPNV über die energetische

Sanierung von kommunalen Wohnungsbeständen bis hin zur Errichtung und Sanierung von Schulen und Ki-

tas. Trotz vergleichsweiser guter Einnahmen in den kommunalen Haushalten zeigen die bereits vorliegenden

Finanzplanungen in vielen Städten und Gemeinden, dass mittelfristig die Handlungsfähigkeit der kommuna-

len Selbstverwaltung die ambitionierten Ziele auch und insbesondere aus finanziellen Gründen zum Erliegen

kommt. Die SPDwird gemeinsammit den bayerischen Kommunen dieTragfähigkeit der bayerischen Finanzar-

chitektur umfassend überprüfen. Ein „weiter so“, im Sinne des Auflegens untauglicher Förderprogramme, ein-

zelner symbolischer Förderprojekte darf es nicht geben. Die bayerischen Kommunen brauchen in einer neuen

Finanzarchitektur Zuweisungen, die einerseits die Flexibilität in der kommunalen Selbstverwaltungunterstüt-

zen, andererseits planbare Förderprogramme, die starke finanzielle Anreize setzen und durch Förderrichtlini-

en beschrieben sind, die der kommunalen Wirklichkeit und Praxis entsprechen. Gleichzeitig wird die SPD in

einer neuen Finanzarchitektur Anreize setzen, Aufgaben die am effektivsten über die Grenzen der Kommunen

hinaus interkommunal zu lösen. Die SPDwird für BayernmoderneHaushaltsgesetze entwickeln, die dem Frei-

staat selbst und die Kommunen auf die Doppik verpflichtet. Gerade vor dem Hintergrund der Entwicklung im

Bundesgebiet und auf europäischer Ebene bildet Bayern eines der leuchtenden Schlusslichter.

Nur Haushalte, die über die aktuellen auch die zukünftigen finanzielle Lasten und Risiken abbilden, schaffen

die notwendige Transparenz und Steuerungsgrundlage für nachhaltiges, generationengerechtes Wirtschaf-

ten.

Die SPD stellt sicher, dass durch staatliches und kommunalen Finanzmanagement, verhindert wird, mit öf-

fentlichemGeld indirektmenschenverachtende oder umweltzerstörende Produktionsbedingungen finanziert

werden. Für viele Kommunen in Bayern sind jedoch nachhaltige Formen des Managements kommunaler An-

lagen und Verbindlichkeiten sowohl im Hinblick auf die Strukturen als auch der Volumen unmöglich. Deshalb

wird die SPD die Städte und Gemeinden durch die bayerischen Förderbanken unterstützen, um allen Kommu-

nen die Möglichkeit zu bieten, soziale und nachhaltige Geldanlagen und Finanzierungen tätigen zu können.

Selbstverständlich wird die SPD sicherstellen, dass auch der Freistaat bei seine Entscheidungen diesbezüglich

nach ESG Kriterien ausrichtet. Nachhaltig und lebenswert - bessere Energie und Umweltpolitik für Bayern

Die Auswirkungen desmenschengemachten Klimawandels zu verstehen und zu bekämpfen sind für uns eine

zentrale Zukunftsfrage. Wir stehen als Sozialdemokratie bewusst sehr deutlich zu den Zielen des Pariser Kli-

maschutzabkommens. Deshalb muss verstärkt in der Öffentlichkeit deutlich gemacht werden, welche drasti-

schen Folgen die Erderwärmung für uns und für nachfolgende Generationenmit sich bringt. Die SPD wird bei

den zentralen Fragen der Stromerzeugung und -speicherung sowie der Wärmeerzeugung und -speicherung

sowie beim Artenschutz, Naturschutz, der Klimaanpassung und in den Bereichen Agrarpolitik und Ernährung

voran gehen und alles tun, um diese Ziele zu erreichen. Die Energiewende werden wir nicht wie die bisherige

Staatsregierung anderen überlassen und selbst nichts tun. Die Abhängigkeit von anderen Ländern und insbe-

sondere autoritären Regimen und die sehr geringe staatliche Handlungsmacht im Energiesektor sind in den

letztenMonaten sehr präsent geworden. Für uns ist neben demAspekt der Bekämpfung des Klimawandels die

Verteilung der Lasten der Energiewende sowie die langfristige Bezahlbarkeit von Energie besonders wichtig.

a)      Stromerzeugung und -speicherung
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Wir benötigen dringend einen deutlich stärkeren Ausbau der Photovoltaik- undWindkraftanlagen als bisher.

Gerade die dezentrale Energiegewinnung in den Kommunen über kommunale Energieunternehmen, wie in

Münchenbeispielhaft vonden SWMvorangetrieben,muss in ganz Bayern ausgebautwerden.Wirwerden ent-

sprechend einen bayerischenMasterplan für die kommunalen Energieunternehmen zur Erzeugung von Strom

aus PV undWindkraft auflegen. Unser Ziel ist es alle bayerischen Kommunen und den gesamten staatlichen

Sektor bis 2035 CO2-neutral zu gestalten. Neben der PV-Pflicht für alle staatlichen Gebäude werden wir diese

landesweit auch bei größeren Neubauvorhaben in den einzelnen Kommunen durchsetzen. Wir werden uns

dafür einsetzen, dass die Kommunen in Bayern in einem Bebauungsplanverfahren entsprechend § 9 Bundes-

Baugesetzbuch die Einrichtung von Photovoltaikanlagenwie auch von CO2-freien Heizungsanlagen verpflich-

tend festlegen. Da neben der Stromerzeugung auch die Speicherung gerade in Bayern weniger ausgebaut ist

undweit zurück liegt, werdenwir ein bayerisches Sonderprogramm zur Förderung der Speichermöglichkeiten

auflegen. Ansonsten droht aufgrund der Fluktuation der erneuerbaren Energien dem Freistaat weiterhin von

treibhausgasemittierender Stromerzeugung oder von der Stromerzeugung anderer Länder abhängig sein.

Wo notwendig, werdenwir den Aufbau von Kältenetzen fördern und für die Bereitstellung der Kälte eine CO2-

freie Stromerzeugung fordern. Für heimischesHolz fördernwir vor allemdie stofflicheNutzung, erkennenaber

die Bedeutung des nicht verwertbaren Restholzes und von Abfallholz als Energieholz bzw. Wärmequelle an,

umunabhängig von dem Import fossiler Brennstoffe zuwerden. Angesichts des jahrelang von der bayerischen

Staatsregierung unter Führung der CSU mit der 10H Regelung gebremsten Windkraftausbau wird diese von

uns sofort gestrichen und die Windkraft in ganz Bayern massiv gefördert. Wir werden einen Masterplan auf-

setzen für die Umsetzung desWindkraftausbaus auf allen geeigneten Flächen.

b)      Wärmeerzeugung und -speicherung

Unser Freistaat ist in hohem Maße abhängig von konventioneller Wärmeerzeugung durch Gas aus Russland

sowie weitere konventionelle Energieträger wie Kohle und Öl. Wir wollen konventionelle Wärmeerzeugung

möglichst raschdurchWärmepumpen,GeothermieundbeiÜberangebot vonerneuerbaremStromauchdurch

Heizen mit Strom ersetzen. Neben der Speicherung muss auch der Stromtransport jeweils von den Orten der

Erzeugung zu den Orten des Bedarfs gewährleistet sein. Daher werdenwir einen optimierten Netzausbau auf

allen Spannungsebenen vorantreiben.

Eswird ein Sonderprogrammzur Förderung vonWärmepumpen geben,weil diese eine effiziente CO2-freie Art

der Wärmeerzeugung darstellen. Außerdem wird der Freistaat den Ausbau der Geothermie fördern und spe-

ziell finanzielle Risiken der Bohrung absichern sowie andererseits finanzielle Mittel zur besseren Erforschung

der Reserven und neuer Technologien zur Verfügung stellen. Megawatt- Wärmepumpenanlagen werden die

vorhandenen Fernwärmenetze unterstützen oder Blockheizkraftwerke ersetzen.

Neben der Erzeugung vonWärme ist, wie bei der Stromerzeugung, auch die Speicherung ein relevanter Punkt.

Die Entwicklungen der verschiedenenWärmespeichertechnologien auf demWeg zurMarktreifewerden gera-

de inunseremHochtechnologielandbesondersunterstützt. ImBaubereichwerdenwir einegezielte Förderung

vonnachhaltigen IsolierungenbeiNeubautenund Sanierungen einführen. Dabei legenwir ein besonderes Au-

genmerk darauf, dass energetisch sinnvolle Baumaßnahmen undNachrüstungen sozialverträglich umgesetzt

werden und nicht zu Lasten der Mieterinnen und Mieter gehen.

c)     Klimawandel und Artenschutz

Gerade für Städte wird die Hitzebelastung im Sommer stark zunehmen. Auch die Überschwemmungsgefahr

bei Starkregen wird im ganzen Land steigen. Dies erfordert erhebliche Anpassungen, vor allem um die Ge-
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sundheit und das Leben der Menschen, aber auch alle Formen der Infrastruktur zu schützen. Einen ganz we-

sentlichen Beitrag dazu leisten Wälder, Bäume, Grünanlagen, Fassaden und Dachbegrünungen. Damit diese

ihre vielfältigen Aufgaben erfüllen können, werdenwir den klimaresistenten Umbau derWälder, insbesonde-

re der Staatsforsten und alle Flächen des Freistaats, Parks vorantreiben. Grünanlagen helfen einerseits beim

Wassermanagement und tragen andererseits bei geeigneter Pflege auch zumErhalt und der Verbesserung der

Biodiversität bei. Da das Artensterbenmittlerweile eine ebenso große Bedrohung darstellt wie der Klimawan-

del, werdenwir unseren Beitrag dazu leisten das Artensterben aufzuhalten.Wirwerden ein Entsiegelungspro-

grammauflegen, so dass dieGrünflächenbesonders in denStädtendeutlich erweitertwerden.Dazubeitragen

wird auch eine Verpflichtung, dass Photovoltaik-Anlagen auf Freiflächen so angelegt werdenmüssen, dass sie

dem Artenschutz dienen. Wir werden einen Artikel in die Bayerische Bauordnung aufnehmen, der zum Bau

von Retentionsflächen (Flächen für den Rückhalt und die Versickerung von Regenwasser) ganz im Sinne des

Prinzips „Schwammstadt“, auf Dächern und Freiflächen, verpflichtet.

d)    Ressourcenschonung und Kreislaufwirtschaft

Als rohstoffarmes LandmussDeutschland besonders darauf achten, dass Ressourcen geschont, zurückgewon-

nen und im Kreislauf geführt werden. Auch Bayern muss den Green Deal in Richtung ZeroWaste und Circular

Economyambitioniert umsetzen. Zielmuss es sein, die Summeder Stoffströme zu verringernunddie Produkte

kreislauffähig zu gestalten.

Wir werden Maßnahmen fördern, die dazu führen, dass die Produkte langlebig, reparierbar und recycling-

fähig werden. Alle Produkte mit kritischen Rohstoffen müssen einen Produktpass erhalten. Deshalb werden

wir uns auf Bundesratsebene dafür einsetzen, dass Ökodesignvorgaben für neue Produkte eingeführt wer-

den und Forschung und Entwicklung in Richtung Ökodesign gefördert werden, Für kritische Metalle und für

Kunststoffabfälle muss der Export in Länder ohne Recyclingkapazitäten verboten werden. Über den Verbleib

der Elektroaltgeräte werden wir ein stringentes Monitoring durchführen und den Export dieser Geräte unter-

binden.

Desweiteren werden wir uns dafür stark machen, dass die Dualen Systeme zur Verwertung der Verpackungs-

abfällemittelfristigwieder abgeschafft werden, da sie ihrer Verantwortung in keinerWeise gerecht geworden

sind. Stattdessen werden wir eine kommunale Wertstofftonne für Kunststoffabfälle und Verpackungen ein-

führen. Wir werden mehr Recycling von Altautos, Elektroaltgeräten, Bau- und Gewerbeabfällen durchsetzen,

eine landesweite Kampagne zur besseren Trennung von Bioabfällen durchführen und Zero-Waste in der Lan-

desverwaltung umsetzen.

Um das Ziel der Verringerung der Stoffströme zu erreichen, muss es politisch verankert werden. Eine hohe

Lebensqualität ist auchmit geringerem Ressourcenverbrauch und einem anderen Konsumverhalten möglich.

Wir werden die Bürger*innen bereits in Schule und Ausbildung über den wahren Ressourcenverbrauch und

nachhaltigen Konsum aufklären und mehr Problembewusstsein schaffen. Bisherige Programme zur Ressour-

ceneffizienzwurden  oftmals durcherhöhteNachfragenachanderenProduktenüberkompensiert.Wirwerden

Sharing-Economy und Nutzen statt Besitzen fördern, um den Ressourcenverbrauch zu verringern.

Wir werden uns für eine verbindliche Umweltpolitik einsetzen. Zielerreichung muss belohnt und Zielverfeh-

lung sanktioniert werden.

e) Landwirtschaft und Ernährung 

Wir wollen dafür sorgen, dass die Landwirtschaft auch in Zukunft die Bevölkerung mit hochwertigen und ge-

sunden Nahrungsmitteln versorgen kann. Wir werden die biologische Landwirtschaft besonders fördern und
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uns auch bei der konventionellen Landwirtschaft für konsequenten Tier- und Umweltschutz einsetzen. Die

Massentierhaltung in Agrarfabriken werden wir zugunsten von bäuerlicher Landwirtschaft mit artgerechter

Tierhaltung zurückdrängen.Die Subventionen für landwirtschaftlicheBetriebemüssen sich anden Leistungen

für den Umwelt- und Naturschutz und nicht an den Flächengrößen orientieren. Im Interesse des Gewässer-

und Artenschutzes muss der Einsatz von synthetischen Düngemitteln und Pestiziden deutlich reduziert wer-

den.
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Antragsberatung

1/II/2022

Beschluss
angenommen

Positionierung der Münchner SPD zur Hochhausdebatte

Der Bau höherer Häuser und natürlich insbesondere von Hochhäusern wird nicht nur in München in-

tensiv diskutiert. In München orientierte sich die Diskussion am Hochhausentscheid von 2004 und den

damals festgelegten 100 Meter und den Türmen der Frauenkirche. Inzwischen sind neue Punkte wie die

Gentrifizierung und der Klimaschutz in der Diskussion dazu gekommen. Kritik an Hochhäusern entzündet

sich an der Frage, können Hochhäuser klimafreundlich sein, werden hier nur Penthauswohnungen für Reiche

errichtet oder zerstören Hochhäuser den lebenswerten Charakter der Stadt München. Die Diskussionslinien

verlaufen dabei quer durch alle Parteien.

Die Münchner SPD begrüßt jede Diskussion darüber wie München lebenswert bleibt und wird und hält die

Diskussion über Hochhäuser in München für komplexer und wenig geeignet, pauschale Antworten zu geben.

Wir haben uns in einer parteinternen Arbeitsgruppe in mehreren Sitzungen mit unterschiedlichen Aspekten

(soziale Aspekte bzw. Schaffung von bezahlbaremWohnraum; klimapolitische Aspekte und CO2-Bilanz; stadt-

gestalterische und stadtentwicklungspolitische Aspekte) auseinandergesetzt. Dabei waren immer jeweils Be-

fürworter*innen wie auch Gegner*innen von Hochhäusern in den Sitzungen dabei und es wurde kontrovers

diskutiert. Das zeichnet unsere Partei aus.

Der Unterbezirksvorstand beantragt nun als Grundlagenposition der Münchner SPD folgendes:

1. Die SPD unterstützt den Grundgedanken der städtischen Hochhausstudie, keine allgemeine Höhenbe-

grenzung für das komplette Stadtgebiet oder für das Gebiet innerhalb des Mittleren Ring vorzugeben.

Vielmehr halten wir es für richtig, das Stadtgebiet nach Zonen zu gliedern, in denen bestimmte Höhen

vorstellbar sind. Dabei sollen diese als stadtentwicklungspolitischeOrientierung und nicht etwa als Vor-

gabe für künftige Bauvorhaben betrachtet werden. Mit der vorgelegten Studie wird unseres Erachtens

der Komplexität der Hochhausdiskussion Rechnung getragen, die nicht erst bei 100Meter Höhe beginnt,

sondern vor Ort auch in einigen Fällen bei 40 Meter – jeweils auch abhängig von der benachbarten Be-

bauung im Quartier. Für uns ist wichtig zu unterstreichen: Die Hochhausstudie ist kein Freifahrtschein,

es gibt für uns keine Hochhauserwartungszonen, sie begründet kein Recht auf ein bestimmtes Baurecht

oder die Genehmigung von Hochhäusern. Es wird über jedes Vorhaben einzeln entscheiden, im Zuge

eines Bebauungsplans undmit der entsprechend in München weit über die gesetzlichen Vorgaben hin-

ausgehenden Beteiligung der Öffentlichkeit.

2. DieMünchner SPD fordert die Stadtratsfraktion auf in Rücksprachemit den Bezirksausschussfraktionen

jeweils anhandder einzelnen Stadtbezirke zudiskutieren, obdie Karte derHochhausstudie in den einzel-

nen Stadtbezirken wie vom Referat vorgelegt unterstützt oder in einzelnen Stadtbezirken Änderungen

beantragen werden sollen.
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3. Mit der Orientierung durch die Hochhausstudie entscheiden wir im Anschluss in jedem Einzelfall über

das Bauvorhaben, obwir eine bestimmte Höhe und auch das Gesamtbaurecht für sinnvoll halten. Dabei

sind die für uns als Münchner SPD die entscheidenden Kriterien

a) Wieviel bezahlbarer Wohnraum wird dauerhaft geschaffen und wo wird dieser geschaffen? Der

Mangel an bezahlbaremWohnraum ist die relevanteste Zukunftsfrage unserer Stadt und entspre-

chend gerade für uns als Mieter*innenpartei von entscheidender Bedeutung. Hochhäuser werden

die soziale Frage nicht lösen, mehr Bebauungsdichte ist aber die richtige Antwort auf die Woh-

nungsfrage. So vermeiden wir eine Zersiedelung nicht nur der Stadt, sondern auch des Münchner

Umlands und schaffen städtebauliche hochwertige und lebenswerte Quartiere.

b) Welchen stadtgesellschaftlichenMehrwert schafft das Bauprojekt? Hier sind für uns konkrete Ver-

besserungen der Situation für das Stadtviertel wichtig und nicht nur die vielgenannte Rooftop-Bar.

Jedes Projekt bedarf eines entsprechendenMobilitätskonzepts, der notwendigen sozialen und kul-

turellen Infrastruktur und eine Anbindung an die bisherige Bebauung.Wirwollen keine gated com-

munities mit Concierge-Service!

c) Mit zunehmender Höhe gibt es größere Herausforderungen ökologisch zu bauen, z.B. allein auf-

grund der Brandschutzvorschriften oder den Anforderungen an die Statik. Deshalb fordern wir für

entsprechende Bauwerke ein separates ökologisches Gesamtkonzept, das unter anderem die The-

men Langlebigkeit, Technik, Baustoffe,Mikroklima, Energieversorgung, cradle to cradle berücksich-

tigt. Wir sind überzeugt davon, gerade in unserer Stadt auch und gerade co2-bilanziell vorbildliche

Hochhausprojekte entwickeln zu können. Auch im gängigen (Geschoss-)Wohnungsbau haben sich

energetische Standards in den letzten Jahren und Jahrzehnten erst entwickelt und dannweiterent-

wickelt.

d) Welche Qualitäten bringt der architektonische Entwurfmit? Die Erwartung an die Hochhäuser ist

schon aufgrund ihrer Sichtbarkeit eine, die über den „normalen“Geschosswohnnungs- undGewer-

bebau hinausgeht.

e) Wie fügt sich das jeweilige Projekt in das gewachsene und über alle Jahre und Jahrhunderte immer

wieder veränderte Münchner Stadtbild ein? München verändert sich. Viele Veränderungen sind

heute Identifikationspunkte geworden wie der Olympiaturm, mit anderen hadert die Stadtgesell-

schaft. Auch ändert sich die Einschätzung zu einer Bebauung im Laufe der Zeit, Neuperlach wird

heute wesentlich positiver gesehen, als noch vor Jahren. Deshalb wollen wir bei solchen Projekten

eine breite und öffentliche Diskussion.

f) Die Münchner SPD setzt sich zudem dafür ein, Hochhäuser in verschiedenen Nutzungen und Bau-

formen als Teil einer entsprechend verträglichen Teil der Stadtgestaltung einzusetzen und dabei

deren Nutzung, ökologische Ausrichtung sowie derenWert für die Stadtgesellschaft weiterzuent-

wickeln. Dazu gehören Hochhäuser im Holzbau, die Nutzung von Hochhäusern für den geförder-

ten Wohnungsbau (wie z.B. in Wien), der geplante Kunst- und Kulturturm im Domagk-Gelände).

Zudem können Einheiten der Stadtverwaltung gut und flächensparend in Hochhäusern unterge-

bracht werden.

4. Die Münchner SPD steht für ein lebenswertes und modernes München auf der Höhe der Zeit. Dabei ist

München für uns ein immer weiter zu entwickelnder und zu gestaltender urbaner Raum.Münchens Be-

völkerung ist gewachsen undwird das auch künftig weiter tun.Wer dasWachstum nicht anerkennt und
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verhindern will, spaltet die Stadt und die gesamte Gesellschaft. Denn ohne Gegenmaßnahmen, wer-

den sich immer mehr Menschen München nicht leisten können. Wir benötigen und befürworten eine

dichtere Bebauung in unsere Stadt – aus sozialen und ökologischen Gründen. Aus heutiger Perspektive

erscheinen die geringenHöhen von 2-3 Stockwerken inmanchenNeubaugebieten der letzten Jahre und

Jahrzehnte bereits deutlich überholt.Wir wollen die vorhandene und endliche Fläche - eine der größten

Ressourcen in unserer Stadt - dauerhaft in öffentlichemZugriff halten und sowenigwie nötig versiegeln

und damit Freiräume für ein lebenswertes Leben für künftige Generationen erhalten. Deshalb werden

wir uns bei jedem Bauvorhaben ansehen, welche Dichte dort möglich ist und ob dort eine für die Stadt-

gesellschaft und die Entwicklung im jeweiligen Stadtbezirk wichtige Bebauung (soziale Infrastruktur,

bezahlbaresWohnen, verkehrliche Infrastruktur) geschaffen wird. Dabei orientieren wir uns am bereits

jetzt im Verhältnis zur (relativ geringen) Gesamtfläche der Stadt bundesweit niedrigen Versiegelungs-

grad.

5. DieMünchner SPD ist der Auffassung, dass das sehr sorgfältig erarbeitete Bürgergutachten zudenHoch-

häusern an der Paketposthalle ein wichtiger Beitrag der Bürgerbeteiligung zu dem Projekt ist. Natürlich

wird der Bezirksausschuss, die Anwohner*innen und die Öffentlichkeit bei den Planungenweiterhin be-

teiligt. Die Münchner SPD begrüßt grundsätzlich die Hochhausplanungen an diesem Ort. Daher stellen

wir uns eindeutig gegen das Bürgerbegehren „Hochhausstop“. Wir wollen an dem Projekt weiterarbei-

ten und haben noch eigene Vorstellungen, die wir einbringen wollen. Damit ist dies keine Zustimmung

zur Komplettplanung die vom Investor vorgelegt wurde.

6. Wir als SPD sind skeptisch, wie es gelingen soll, mit einem Ratsbegehren eine breite Legitimation her-

beizuführen, da weder eine breite Beteiligung der Wahlberechtigten noch eine Fragestellung, die alle

strittigen Punkte umfasst, vorliegen oder bisher skizziert werden konnten. Die Münchner SPD hält des-

wegen eine Entscheidung des Stadtrats im Einzelfall mit einer breiten und ernstgemeinten Bürgerbetei-

ligung, wie sie z.B. für das Areal der Paketposthalle bereits eingeschlagen wurde, für den besserenWeg.

Trotzdemwollenwir uns Gesprächenmit den anderen Parteien im Rathaus über ein Ratsbegehren nicht

verschließen und dort auch unsere Kritikpunkte einbringen. Sollte im Stadtrat ein Ratsbegehren zur Pa-

ketposthalle oder zur Hochhausgrenze unausweichlich sein, soll die SPD-Stadtratsfraktion in Absprache

mit demUnterbezirksvorstand und den lokalen Partei- und BA-Gliederungen vor Ort an der Erarbeitung

einer entsprechenden Fragestellung im Sinne dieses Beschlusses mitarbeiten.

4/II/2022

Beschluss
angenommen

Finanzreform der Münchner SPD
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1. Ab 2022 werden OV-Budgets abgeschafft.

2. Es wird ein Sonderfonds in Höhe von 5.000e pro Jahr aufgelegt, der vom geschäftsführenden Vorstand

verwaltet wird, mit dem finanziell unzureichend ausgestattete Ortsvereine in ihrer Arbeit unterstützt

werden können.

3. Unterstützung der Social Media Arbeit der Ortsvereine durch Ausweitung der jetzigen Stelle. Konkret

geht es um Betreuung und Schulung der OVs, Ausbau der internen Kommunikation, Darstellung der

Arbeit der OVs, Aufbau einer Bilddatenbank usw.

4. EinstellungeinerweiterenKraft bei derMünchner SPD (15 - 20 Stunden) zur logistischenund technischen

Unterstützung der Ortsvereine

5/II/2022

Beschluss
angenommen

Neuanfang in der Migrations- und Integrationspolitik gestalten

1.  Die Ausbildungsduldung gemäß §§ 60a Abs. 2 Satz 3, 60c AufenthG ist in einen Anspruch auf Erteilung

eines Aufenthaltstitels umzuwandeln.

2. Die Ausschlussgründe des § 60c Abs. 2 Ziff.5 AufenthG werden gestrichen.

3. Der Zugang zuSprachkursen fürAuszubildendemitDuldungsstatus ist durcheinengenauerenZuschnitt

auf die Bedarfe zu verbessern, z.B.

• durch einenbesserenÜberblick undeinebessereVerbreitungder Informationenüber die bestehen-

den Angebote,

• durch ein Angebot an Deutschsprachkursen auch vor der Ausbildung als Vorbereitungsmaßnahme

(und nicht nur während der Ausbildung),

• durch Deutschsprachkurse während der Ausbildung vor Ort (in Schulen und/oder Unternehmen),

da die Fahrtwege ein Hindernis darstellen.

4. Die zweijährigen Berufsintegrationsklassen (BIK/V und BIK)werden durch ein zusätzliches flexibles drit-

tes Jahr ergänzt.

5.  Für die Anträge auf eine zweijährige Aufenthaltserlaubnis nach der Ausbildung ist als Sofortmaßnahme

das Beantragungs- und Genehmigungsverfahren zu vereinfachen, insbesondere in Bezug auf die Identi-

tätsklärung und auf den Nachweis der Deutschkenntnisse.
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6. Für den Fall, dass die Ausbildung nicht erfolgreich abgeschlossen wird, ist schon jetzt z.B. durch die Er-

teilung einer Beschäftigungserlaubnis eine Aufenthaltsperspektive zu schaffen

7.  Bei Nachweis eines Beschäftigungsverhältnisses oder bei realistischen Chancen auf dem Arbeitsmarkt

ist ein vollständiger Spurwechsel zuzulassen.

Überweisen an

Bundestagsfraktion, Bundesvorstand, Landesgruppe in der Bundestagsfraktion, Stadratsfraktion

12/II/2022

Beschluss
angenommen

Denkt an die Ärmsten! Inflationsausgleich auch für das neue Bürgergeld!

Wir fordern den SPD-Bundesvorstand (Koalitionsausschuss) und die SPD-Bundestagsfraktion auf, bei

der Einführung des neuen Bürgergeldes gleichzeitig den Regelsatz min. um die Inflation (aufgerundet 50

Euro) zu erhöhen. Außerdem soll das Bürgergeld jedes Jahr mindestens um die Inflationsrate angeglichen

werden.

Überweisen an

Bundesparteitag

13/II/2022

Beschluss
angenommen

Richtlinien für Lieferdienste für Lebensmittel und andere Supermarktwaren

Die Stadt München erlässt Richtlinien für Lieferdienste für Lebensmittel und andere Supermarktwaren.

Diese sollen die folgenden Punkte beinhalten:

Wie in Amsterdam soll eine solche Nutzung in einem Wohngebiet nur genehmigt werden, wenn die Filiale

„keinen negativen Einfluss auf die Lebensqualität“ hat.
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• In Wohngebieten (inklusive besonderer Wohngebiete und aller anderer Derivate) ist ein genehmigter

Antrag auf Betriebsgenehmigung Pflicht, bevor der Lieferdienst seine Aktivitäten startet.

• Ein Verkehrskonzept inklusive Verkehrssicherheit, Nutzung des öffentlichen Raums, Umweltbelastung

und Lieferzonen muss im Rahmen der Prüfung vorgelegt und neben der LBK vom zuständigen Bezirks-

ausschuss angehört werden.

• Bei der Belieferung der Verteilzentren / Lager müssen ähnlich strenge Vorgaben gelten wie bei Su-

permärkten. ÖPNV, der Fuß- und Radverkehr sowie Rettungsfahrzeuge dürfen nicht behindert werden.

Der/Die Antragsteller*in muss vorlegen mit welcher Häufigkeit und mit welcher Fahrzeuggröße das La-

ger beliefert wird.

• Die Lieferzeiten müssen an das Ladenschlussgesetz für Supermärkte in Bayern angepasst werden. Eine

Belieferung von Kund*innen nach 20 Uhr soll so nicht mehr möglich sein und die Ruhezeiten für die

Anwohner*innen damit gesichert werden.

Daneben müssen Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz für die Fahrer*innen sichergestellt werden.

• Die Arbeitssicherheit und der Gesundheitsschutz müssen ständig nachweisbar sein:

– Ausstattung der „Rider“ seitens des Lieferdienstes mit reflektierender Kleidung und Helmen zur

besseren Sichtbarkeit im Verkehr bei allenWitterungsbedingungen

– Rückenschonende Rucksäcke bzw. Fahrräder

– Aufenthalts- und Pausenräume

– Regelmäßige Untersuchungen durch Betriebsärzte

Überweisen an

Stadratsfraktion

15/II/2022

Beschluss
angenommen

Krisengewinner fordern statt Ungleichheit fördern - Übergewinnsteuer jetzt!

Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert einen Gesetzesentwurf einbringen, welcher die Krisen-

bzw. Kriegsgewinner im Jahr 2022 mit einer Übergewinnsteuer von 25 % gesondert belastet.

Betroffen sollen hierbei Unternehmen sein, die unmittelbar von der aktuellen Krise profitieren und die dieses

Jahr einen Gewinn von > 5 Mio. EUR im Vergleich zum Vorjahr erwirtschaftet haben.
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Überweisen an

Bundesparteitag, Bundestagsfraktion

16/II/2022

Beschluss

Übergewinnsteuer jetzt. Wer von der Krise profitiert, muss zahlen!
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